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I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 94/9/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 23 . März 1994

zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für Geräte und Schutzsysteme zur
bestimmungsgemäßen Verwendung in explosionsgefährdeten Bereichen

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialaus­
schusses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Die Mitgliedstaaten haben die Aufgabe, in ihrem Hoheits­
gebiet für die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit
von Personen und gegebenenfalls von Haustieren sowie
für die Sicherheit von Gütern zu sorgen. Dies gilt insbe­
sondere für den Schutz von Arbeitskräften vor den
Gefahren, die durch die Verwendung von Geräten und
Schutzvorrichtungen in explosionsgefährdeten Bereichen
entstehen.

Das Sicherheitsniveau in den einzelnen Mitgliedstaaten
wird durch zwingende Vorschriften bestimmt, denen
Geräte und Schutzvorrichtungen zur Verwendung in
explosionsgefährdeten Bereichen entsprechen müssen. Da­
bei handelt es sich im allgemeinen um technische Vor­
schriften auf dem Gebiet der Elektrik und auch auf
anderen Gebieten, die Konzeption und Bau solcher
Geräte beeinflussen.

Innerhalb der einzelnen Mitgliedstaaten unterschiedlich
umfangreiche Anforderungen und Abweichungen bei den
vorgeschriebenen Prüfverfahren führen zu Ungleichheiten,
die den freien Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft
hemmen.

Nur durch eine Harmonisierung der einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften können diese Hindernisse des freien
Warenverkehrs beseitigt werden. Dieses Ziel kann durch
die einzelnen Mitgliedstaaten nicht erreicht werden. In
dieser Richtlinie werden lediglich die für den freien
Warenverkehr der ihr unterfallenden Produkte unerläß­
liche Anforderungen festgelegt.

Die gesetzlichen Vorschriften zur Beseitigung dieser tech­
nischen Handelshemmnisse müssen sich in die neue Kon­
zeption einfügen, die der Rat in seiner Entschließung vom
7. Mai 1985 ( 3 ) beschlossen hat; darin wird die Definition
der grundlegenden Sicherheitsanforderungen und anderen
Anforderungen im allgemeinen Interesse ohne Beeinträch­
tigung des in den Mitgliedstaaten bereits bestehenden und
begründeten Sicherheitsniveaus gefordert. Die Entschlie­
ßung sieht vor, die Vorschriften für zahlreiche Erzeug­
nisse in einer einzigen Richtlinie zu erfassen, um zu
vermeiden, daß Richtlinien zu häufig geändert oder über­
mäßig viele neue erlassen werden.

Die bestehenden Richtlinien zur Angleichung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten für elektrische Betriebs­
mittel zur Verwendung in explosionsgefährdeten Berei­
chen haben durch die Einführung von Bauvorschriften für
solche Geräte eine positive Entwicklung auf dem Gebiet
des Explosionsschutzes eingeleitet und so zum Abbau von
Handelshemmnissen in diesem Bereich beigetragen.
Gleichzeitig müssen bestehende Richtlinien überprüft und
erweitert werden, um ganz allgemein alle potentiellen
Gefahren, die von diesen Geräten ausgehen können, aus­
zuschalten. Dies bedeutet insbesondere, daß bereits bei
der Konzeption und während der Bauphase Maßnahmen
vorzusehen sind, um einen wirksamen Schutz der Benut­
zer und dritter Personen zu gewährleisten.

Art der Gefahren, Schutzmaßnahmen und Prüfverfahren
sind bei Untertageanlagen und Übertageanlagen oft sehr
ähnlich oder gar identisch. Deshalb sollten Geräte und
Schutzvorrichtungen beider Gruppen in einer einzigen
Richtlinie behandelt werden.

Beide Arten von Geräten spielen für eine ganze Anzahl
von Bereichen des Handels und der Industrie eine wich­
tige Rolle und haben eine beträchtliche wirtschaftliche
Bedeutung.

Die Betriebssicherheit der Geräte und Schutzvorrichtun­
gen ist nur gewährleistet, wenn die grundlegenden Anfor­
derungen für Sicherheit und Gesundheitsschutz beachtet
werden. Die Anforderungen, denen Geräte und Schutz­

O ABl. Nr. C 46 vom 20. 2. 1992, S. 19.
(2 ) ABl. Nr. C 106 vom 27. 4. 1992, S. 9. ( 3 ) ABl . Nr. C 136 vom 4. 6. 1985, S. 1 .
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Zur Sicherstellung eines wirksamen und angemessenen
Beitrags der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an Nor­
mungsverfahren sollte der gesetzliche Rahmen verbessert
werden . Dieser sollte spätestens zum Zeitpunkt der
Anwendung dieser Richtlinie fertiggestellt sein .

Angesichts der Art der Gefahren, die mit der Verwendung
von Geräten und Vorrichtungen in explosionsgefährdeten
Bereichen verbunden sind, müssen Verfahren zur Bewer­
tung der Konformität mit den grundlegenden Anforde­
rungen der Richtlinie eingeführt werden. Diese Verfahren
müssen sich an dem Grad der Gefahr, die von einem
Gerät ausgehen kann und/oder vor der eine Vorrichtung
die unmittelbare Umgebung schützen soll, ausrichten .
Folglich muß jede Konformitätskategorie von Geräten
durch ein angemessenes Verfahren ergänzt werden oder
die Wahl zwischen mehreren gleichwertigen Verfahren
möglich sein . Die vorgesehenen Verfahren stehen völlig in
Einklang mit dem Beschluß 93/465/EWG des Rates vom
22 . Juli 1993 über die in den technischen Harmonisie­
rungsrichtlinien zu verwendenden Module für die ver­
schiedenen Phasen der Konformitätsbewertungsverfahren
und die Regeln für die Anbringung und Verwendung der
CE-Konformitätskennzeichnung ( 2).

Der Rat hat vorgesehen, daß die CE-Kennzeichnung vom
Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft ansässigen
Bevollmächtigten angebracht wird . Diese Kennzeichnung
bestätigt die Konformität des Produktes mit allen in den
gemeinschaftlichen Rechtsvorschriften für dieses Produkt
festgelegten grundlegenden Anforderungen und Bewer­
tungsverfahren .

Es ist angebracht, daß die Mitgliedstaaten im Einklang
mit Artikel 100a Absatz 5 des Vertrages vorläufige Maß­
nahmen treffen können, durch die das Inverkehrbringen
und die Verwendung von Geräten und Schutzsystemen im
Fall eines besonderen Risikos für die Sicherheit von
Personen und gegebenenfalls von Haustieren oder Gütern
beschränkt oder untersagt werden, vorausgesetzt, daß
diese Maßnahmen einem gemeinschaftlichen Kontrollver­
fahren unterliegen .

Jede Entscheidung im Rahmen dieser Richtlinie muß
demjenigen, an den sie gerichtet ist , unter Angabe der
Einspruchsmöglichkeiten begründet werden .

Der Rat hat am 18 . Dezember 1975 die Rahmenrichtli­
nie 76/117/EWG über elektrische Betriebsmittel zur Ver­
wendung in explosibler Atmosphäre ( 3 ) und am 15 . Fe­
bruar 1982 die Richtlinie 82/130/EWG über elektrische
Betriebsmittel zur Verwendung in explosionsgefährdeten
Bereichen in Grubengas führenden Bergwerken ( 4 ) erlas­
sen . Schon seit den ersten Harmonisierungsbestrebungen
war vorgesehen, die optioneile und teilweise Harmonisie­
rung, die Grundlage dieser Richtlinien war, in eine totale
Harmonisierung umzuwandeln . Die vorliegende Richtlinie

Vorrichtungen genügen müssen, wurden in einen allgemei­
nen Teil und einen Teil mit weitergehenden Anforderun­
gen unterteilt, wobei vor allem die weitergehenden Anfor­
derungen sowohl bestehende als auch potentielle Gefah­
ren berücksichtigen sollen . Dies bedeutet, daß die Geräte
und Schutzvorrichtungen eine oder mehrere Anforderun­
gen gleichzeitig erfüllen, soweit dies für ihren ordnungs­
gemäßen Betrieb oder ihre bestimmungsgemäße Verwen­
dung erforderlich ist . Die bestimmungsgemäße Verwen­
dung ist Grundvoraussetzung für die Explosionssicherheit
der Geräte und Schutzvorrichtungen . Hierfür muß der
Hersteller umfassende Informationen zur Verfügung stel­
len . Darüber hinaus ist eine spezielle und eindeutige
Kennzeichnung der Geräte , die sie für die Verwendung in
explosionsgefährdeten Bereichen ausweisen , erforderlich .

Die Ausarbeitung einer Richtlinie nach Artikel 118a des
Vertrages über Arbeiten in explosionsgefährdeten Berei­
chen ist vorgesehen . Diese ergänzende Richtlinie wird sich
insbesondere mit der Gefahr durch Explosionen aufgrund
der Verwendung und/oder der Art und Weise der Installa­
tion der Geräte befassen .

Die Einhaltung der grundlegenden Anforderungen des
Sicherheits - und Gesundheitsschutzes ist zwingend erfor­
derlich, um die Sicherheit der Geräte und Vorrichtungen
zu gewährleisten . Diese Anforderungen müssen mit
Umsicht umgesetzt werden, um dem zum Zeitpunkt des
Baus der Geräte erreichten Stand der Technik gerecht zu
werden .

Diese Richtlinie definiert daher nur die grundlegenden
Anforderungen . Um den Nachweis zu erleichtern, daß ein
Gerät diesen Anforderungen entspricht, müssen auf euro­
päischer Ebene einheitliche Normen geschaffen werden,
und zwar insbesondere für den nichtelektrischen Bereich
des Explosionsschutzes ; diese Normen müssen Konzep­
tion, Bau und Prüfungen der Geräte und Vorrichtungen
umfassen, und ihre Einhaltung stellt sicher, daß bei einem
Produkt von der Einhaltung der grundlegenden Anforde­
rungen für die Konformitätsbescheinigung ausgegangen
werden kann . Die Ausarbeitung dieser europaweit gelten­
den harmonisierten Normen, die nach wie vor nicht
zwingend vorgeschrieben werden dürfen , erfolgt durch
private Organisationen . Das Europäische Komitee für
Normung ( CEN) und das Europäische Komitee für Elek­
trotechnische Normung ( CENELEC ) wurden gemäß den
am 13 . November 1984 unterzeichneten allgemeinen Leit­
linien für die Zusammenarbeit zwischen der Kommission
und diesen beiden Organisationen als zuständige Stellen
für die Festlegung der harmonisierten Normen anerkannt.
Im Sinne dieser Richtlinie ist eine harmonisierte Norm
eine technische Spezifikation (europäische Norm oder
Harmonisierungsdokument ), die von einer dieser Organi­
sationen oder beiden im Auftrag der Kommission gemäß
der Richtlinie 83/189/EWG des Rates vom 28 . März
1983 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften (') oder aufgrund
der allgemeinen Leitlinien festgesetzt wird .

( 2 ) ABl . Nr . L 220 vom 30 . 8 . 1993 , S. 23 .
( 3 ) ABl . Nr. L 24 vom 31 . 1 . 1976, S. 45 . Richtlinie zuletzt

geändert durch die Richtlinie 90/487/EWG ( ABl . Nr . L 270
vom 2 . 10. 1990, S. 23 ).

(') ABl . Nr . L 109 vom 26 . 4 . 1983 , S. 8 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 88/ 182/EWG (ABl . Nr. L 81
vom 26 . 3 . 1988 , S. 75 ). (4 ) ABl . Nr . L 59 vom 2 . 3 . 1982 , S. 10.
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deckt alle Bereiche, die die genannten Richtlinien umfaß­
ten, vollständig ab; sie müssen daher aufgehoben wer­
den.

Der Binnenmarkt ist ein Raum ohne innere Grenzen, in
dem der freie Verkehr von Waren, Personen , Dienstlei­
stungen und Kapital gewährleistet ist .

Für das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme von
Geräten, die nach den bis zum Zeitpunkt der Annahme
der vorliegenden Richtlinie geltenden einzelstaatlichen
Bestimmungen hergestellt wurden, ist eine Übergangsrege­
lung vorzusehen —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN :

Explosionsfähige Atmosphäre

Gemisch aus Luft und brennbaren Gasen, Dämpfen,
Nebeln oder Stäuben unter atmosphärischen Bedingun­
gen, in dem sich der Verbrennungsvorgang nach erfolgter
Entzündung auf das gesamte unverbrannte Gemisch über­
trägt.

Explosionsgefährdeter Bereich

Bereich, in dem die Atmosphäre aufgrund der örtlichen
und betrieblichen Verhältnisse explosionsfähig werden
kann.

Gerätegruppen und -kategorien

Gerätegruppe I gilt für Geräte zur Verwendung in Unter­
tagebetrieben von Bergwerken sowie deren Übertageanla­
gen, die durch Grubengas und/oder brennbare Stäube
gefährdet werden können.

Gerätegruppe II gilt für Geräte zur Verwendung in den
übrigen Bereichen, die durch eine explosionsfähige Atmo­
sphäre gefährdet werden können.

Die Gerätekategorien für den geforderten Schutzgrad
werden in Anhang I beschrieben.

Geräte und Schutzsysteme können für eine bestimmte
explosionsfähige Atmosphäre konzipiert werden. In die­
sem Fall werden sie entsprechend gekennzeichnet.

Bestimmungsgemäße Verwendung

Verwendung von Geräten, Schutzsystemen und Vorrich­
tungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 entsprechend der
Gerätegruppe und -kategorie und unter Beachtung aller
Herstellerangaben, die für den sicheren Betrieb des Gerä­
tes notwendig sind.

( 4 ) Vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie sind
ausgenommen :

— medizinische Geräte zur bestimmungsgemäßen Ver­
wendung in medizinischen Bereichen;

— Geräte und Schutzsysteme, bei denen die Explosions­
gefahr ausschließlich durch die Anwesenheit von
Sprengstoffen oder chemisch instabilen Substanzen
hervorgerufen wird ;

— Geräte , die zur Verwendung in häuslicher und nicht­
kommerzieller Umgebung vorgesehen sind, in der eine
explosionsfähige Atmosphäre nur selten und lediglich
infolge eines unbeabsichtigten Brennstoffaustritts ge­
bildet werden kann;

— persönliche Schutzausrüstungen im Sinne der Richtli­
nie 89/686/EWG ( 1 );

— Seeschiffe und bewegliche Off-shore-Anlagen sowie
die Ausrüstungen an Bord dieser Schiffe oder Anla­
gen;

KAPITEL I

Anwendungsbereich, Inverkehrbringen und
freier Warenverkehr

Artikel i

( 1 ) Diese Richtlinie findet Anwendung auf Geräte und
Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in
explosionsgefährdeten Bereichen.

(2 ) Unter den Anwendungsbereich dieser Richtlinie fal­
len auch Sicherheits-, Kontroll- und Regelvorrichtungen
für den Einsatz außerhalb von explosionsgefährdeten
Bereichen, die im Hinblick auf Explosionsgefahren jedoch
für den sicheren Betrieb von Geräten und Schutzsystemen
erforderlich sind oder dazu beitragen .

( 3 ) Im Sinne dieser Richtlinie gelten folgende Definitio­
nen:

Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Ver­
wendung in explosionsgefährdeten Bereichen
a ) Als „Geräte" gelten Maschinen, Betriebsmittel , statio­

näre oder ortsbewegliche Vorrichtungen, Steuerungs­
und Ausrüstungsteile sowie Warn- und Vorbeugungs­
systeme, die einzeln oder kombiniert zur Erzeugung,
Übertragung, Speicherung, Messung, Regelung und
Umwandlung von Energien und zur Verarbeitung von
Werkstoffen bestimmt sind und die eigene potentielle
Zündquellen aufweisen und dadurch eine Explosion
verursachen können .

b ) Als „ Schutzsysteme " werden alle Vorrichtungen mit
Ausnahme der Komponenten der vorstehend definier­
ten Geräte bezeichnet, die anlaufende Explosionen
umgehend stoppen und/oder den von einer Explosion
betroffenen Bereich begrenzen sollen und als auto­
nome Systeme gesondert in den Verkehr gebracht
werden.

c ) Als „ Komponenten " werden solche Bauteile bezeich­
net, die für den sicheren Betrieb von Geräten und
Schutzsystemen erforderlich sind, ohne jedoch selbst
eine autonome Funktion zu erfüllen. (M ABl . Nr. L 399 vom 30 . 12 . 1989, S. 18 .
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— Beförderungsmittel, d. h. Fahrzeuge und dazugehörige
Anhänger, die ausschließlich für die Beförderung von
Personen in der Luft, auf Straßen- und Schienennetzen
oder auf dem Wasserweg bestimmt sind, und Beförde­
rungsmittel, soweit sie für den Transport von Gütern
in der Luft, auf öffentlichen Straßen- und Schienen­
netzen oder auf dem Wasserweg konzipiert sind.
Nicht ausgenommen sind Fahrzeuge, die in explo­
sionsgefährdeten Bereichen eingesetzt werden sollen;

— Produkte im Sinne des Artikels 223 Absatz 1 Buch­
stabe b) des Vertrages.

und von Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 ,
die den Bestimmungen dieser Richtlinie entsprechen, in
ihrem Gebiet nicht verbieten, beschränken oder behin­
dern.

(2 ) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen
von Komponenten, denen eine Konformitätserklärung
nach Artikel 8 Absatz 3 beigefügt ist, nicht verbieten,
beschränken oder behindern, wenn diese in ein Gerät
oder Schutzsystem im Sinne dieser Richtlinie eingebaut
werden sollen.

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, damit von dieser Richtlinie erfaßte Geräte,
Schutzsysteme und Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1
Absatz 2 nur dann in den Verkehr gebracht und in
Betrieb genommen werden dürfen, wenn sie die Sicherheit
und die Gesundheit von Personen und gegebenenfalls von
Haustieren oder Gütern bei angemessener Installierung
und Wartung und bei bestimmungsgemäßer Verwendung
nicht gefährden.

(2 ) Diese Richtlinie berührt nicht die Befugnis der
Mitgliedstaaten, unter Einhaltung der Vertragsbestim­
mungen Anforderungen festzulegen, die sie zum Schutz
von Personen und insbesondere der Arbeitnehmer bei der
Verwendung der betreffenden Geräte und Schutzsysteme
und der Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2
für erforderlich halten, sofern dies keine Änderungen
dieser Geräte, Schutzsysteme und Vorrichtungen in bezug
auf die Bestimmungen dieser Richtlinie zur Folge hat.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten lassen es zu, daß insbesondere
bei Messen, Ausstellungen und Vorführungen den Bestim­
mungen dieser Richtlinie nicht entsprechende Geräte,
Schutzsysteme und Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1
Absatz 2 ausgestellt werden, sofern ein sichtbares Schild
deutlich darauf hinweist, daß sie nicht den Anforderun­
gen entsprechen und erst erworben werden können, wenn
der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft niedergelas­
sener Bevollmächtigter die Übereinstimmung hergestellt
hat. Bei Vorführungen sind die entsprechenden Sicher­
heitsmaßnahmen zu treffen, um den Schutz von Personen
zu gewährleisten.

Artikel 5

( 1 ) Die Mitgliedstaaten gehen bei den nachstehend
aufgeführten Produkten von der Übereinstimmung mit
den Vorschriften dieser Richtlinie, einschließlich der Kon­
formitätsbewertungsverfahren gemäß Kapitel II, aus:

— bei Geräten, Schutzsystemen und Vorrichtungen im
Sinne des Artikels 1 Absatz 2, denen die EG-Konfor­
mitätserklärung gemäß Anhang X beigefügt ist und
die mit der CE-Kennzeichnung gemäß Artikel 10
versehen sind;

— bei Komponenten im Sinne des Artikels 4 Absatz 2,
denen die schriftliche Konformitätsbescheinigung ge­
mäß Artikel 8 Absatz 3 beigefügt ist .

Sofern keine harmonisierten Normen vorliegen, treffen
die Mitgliedstaaten die ihres Erachtens erforderlichen
Maßnahmen, damit den Betroffenen die bestehenden
nationalen Normen und technischen Spezifikationen zur
Kenntnis gebracht werden, die für die sachgerechte
Umsetzung der grundlegenden Sicherheits- und Gesund­
heitsanforderungen nach Anhang II als wichtig oder hilf­
reich erachtet werden.

( 2 ) Entspricht eine nationale Norm in Umsetzung einer
harmonisierten Norm, deren Fundstelle im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften veröffentlicht worden ist,
einer oder mehreren grundlegenden Sicherheitsanforde­
rungen, wird bei den entsprechend dieser Norm herge­
stellten Geräten, Schutzsystemen und Vorrichtungen im
Sinne des Artikels 1 Absatz 2 oder bei Komponenten im
Sinne des Artikels 4 Absatz 2 davon ausgegangen, daß sie
den betreffenden grundlegenden Sicherheits- und Gesund­
heitsanforderungen genügen.

Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die Fundstellen der
nationalen Normen, die harmonisierte Normen umset­
zen.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß geeignete
Maßnahmen getroffen werden, um den Sozialpartnern
auf nationaler Ebene eine Einflußmöglichkeit bei der
Erarbeitung und der weiteren Verfolgung harmonisierter
Normen zu eröffnen.

Artikel 3

Die von dieser Richtlinie erfaßten Geräte und Schutz­
systeme und Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1
Absatz 2 müssen die grundlegenden Sicherheits- und
Gesundheitsanforderungen gemäß Anhang II erfüllen, die
auf sie unter Berücksichtigung ihrer bestimmungsgemä­
ßen Verwendung anwendbar sind .

Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten dürfen das Inverkehrbringen
und die Inbetriebnahme von Geräten und Schutzsystemen

Artikel 6

( 1 ) Ist ein Mitgliedstaat oder die Kommission der
Auffassung, daß die in Artikel 5 Absatz 2 genannten
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Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission unverzüg­
lich von einer solchen Maßnahme, begründet seine Ent­
scheidung und gibt insbesondere an, ob die Abweichung
von den Anforderungen zurückzuführen ist

a ) auf die Nichterfüllung der in Artikel 3 genannten
grundlegenden Anforderungen,

b ) auf die mangelhafte Anwendung der in Artikel 5
Absatz 2 genannten Normen,

c ) auf einen Mangel der in Artikel 5 Absatz 2 genannten
Normen selbst .

( 2 ) Die Kommission tritt unverzüglich in Konsultation
mit den Betroffenen . Stellt die Kommission nach dieser
Anhörung fest, daß die Maßnahme gerechtfertigt ist, so
unterrichtet sie davon unverzüglich den Mitgliedstaat, der
die Maßnahmen getroffen hat, sowie die anderen Mit­
gliedstaaten . Stellt die Kommission nach dieser Anhörung
fest, daß die Maßnahme nicht gerechtfertigt ist , so unter­
richtet sie davon unverzüglich den Mitgliedstaat, der die
Maßnahme getroffen hat, sowie den Hersteller oder sei­
nen in der Gemeinschaft niedergelassenen Bevollmächtig­
ten . Ist die in Absatz 1 genannte Entscheidung in einem
Mangel der Normen begründet, so befaßt sie unverzüg­
lich den Ausschuß, falls der betreffende Mitgliedstaat bei
seiner Entscheidung bleiben will , und leitet das in Arti­
kel 6 Absatz 1 genannte Verfahren ein .

( 3 ) Sind den Anforderungen nicht entsprechende
Geräte, Schutzsysteme oder Vorrichtungen im Sinne des
Artikels 1 Absatz 2 mit der CE-Konformitätskennzeich­
nung versehen, so ergreift der zuständige Mitgliedstaat
die geeigneten Maßnahmen gegenüber demjenigen, der
die Kennzeichnung angebracht hat, und unterrichtet hier­
von die Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten .

( 4 ) Die Kommission stellt sicher, daß die Mitgliedstaa­
ten über den Verlauf und die Ergebnisse dieses Verfah­
rens unterrichtet werden .

harmonisierten Normen nicht voll den in Artikel 3
genannten einschlägigen grundlegenden Anforderungen
entsprechen, so befaßt die Kommission oder der betref­
fende Mitgliedstaat den durch die Richtlinie 83/189/EWG
eingesetzten Ausschuß unter Darlegung der Gründe . Der
Ausschuß nimmt hierzu umgehend Stellung .

Aufgrund der Stellungnahme des Ausschusses weist die
Kommission die Mitgliedstaaten darauf hin, daß die
betreffenden Normen aus den nach Artikel 5 Absatz 2
vorgenommenen Veröffentlichungen gestrichen werden
müssen bzw. nicht gestrichen werden dürfen .

(2 ) Die Kommission kann nach dem Verfahren des
Absatzes 3 die geeigneten Maßnahmen treffen, um die
Einheitlichkeit der praktischen Durchführung dieser
Richtlinie sicherzustellen.

( 3 ) Die Kommission wird von einem Ständigen Aus­
schuß unterstützt, der sich aus Vertretern der Mitglied­
staaten zusammensetzt und in dem der Vertreter der
Kommission den Vorsitz führt .

Der Ständige Ausschuß gibt sich eine Geschäftsordnung.

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ständi­
gen Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnah­
men. Dieser Ausschuß gibt — gegebenenfalls aufgrund
einer Abstimmung — seine Stellungnahme zu diesem
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betreffenden
Frage festsetzen kann.

Die Stellungnahme wird in das Protokoll aufgenommen;
darüber hinaus hat jeder Mitgliedstaat das Recht zu
verlangen, daß sein Standpunkt im Protokoll festgehalten
wird .

Die Kommission berücksichtigt soweit wie möglich die
Stellungnahme des Ständigen Ausschusses . Sie unterrichtet
diesen Ausschuß darüber, inwieweit sie seine Stellung­
nahme berücksichtigt hat.

( 4 ) Der Ständige Ausschuß kann darüber hinaus alle
Fragen bezüglich der Anwendung dieser Richtlinie prüfen,
die von seinem Vorsitzenden von sich aus oder auf
Antrag eines Mitgliedstaats aufgeworfen werden .

KAPITEL II

Konformitätsbewertungsverfahren

Artikel 8

( 1 ) Die Konformitätsbewertungsverfahren werden für
Geräte, erforderlichenfalls unter Einbeziehung der Vor­
richtungen nach Artikel 1 Absatz 2 , wie folgt durchge­
führt :

Artikel 7

( 1 ) Stellt ein Mitgliedstaat fest, daß Geräte, Schutz­
systeme oder Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1
Absatz 2, die mit der CE-Konformitätskennzeichnung
versehen sind und die bestimmungsgemäß verwendet wer­
den, die Sicherheit von Personen und gegebenenfalls von
Haustieren oder Gütern zu gefährden drohen, so trifft er
alle zweckdienlichen Maßnahmen , um diese Geräte,
Schutzsysteme oder Vorrichtungen im Sinne des Arti­
kels 1 Absatz 2 aus dem Verkehr zu ziehen, das Inver­
kehrbringen und die Inbetriebnahme zu verbieten oder
den freien Verkehr hierfür einzuschränken .

a ) Gerätegruppen I und II, Gerätekategorie M 1 und 1
Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft nieder­
gelassener Bevollmächtigter muß, damit die CE-Kenn­
zeichnung angebracht werden kann, das Verfahren
der EG-Baumusterprüfung gemäß Anhang III anwen­
den, und zwar in Verbindung mit
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— dem Verfahren der Qualitätssicherung Produktion
gemäß Anhang IV oder

— dem Verfahren der Prüfung der Produkte gemäß
Anhang V.

b ) Gerätegruppen I und II, Gerätekategorien M 2 und 2

( 4 ) Im Hinblick auf die Anbringung der CE-Kenn­
zeichnung kann der Hersteller oder sein in der Gemein­
schaft niedergelassener Bevollmächtigter in bezug auf die
in Anhang II Nummer 1.2.7 genannten Sicherheitsaspekte
das Verfahren der internen Fertigungskontrolle gemäß
Anhang VIII anwenden.

( 5 ) Abweichend von den Absätzen 1 bis 4 können die
zuständigen Behörden auf hinreichend begründeten
Antrag das Inverkehrbringen und die Inbetriebnahme auf
dem Hoheitsgebiet des betroffenen Mitgliedstaats von
Geräten, Schutzsystemen und Einzelvorrichtungen im
Sinne von Artikel 1 Absatz 2 genehmigen, auf die die in
den Absätzen 1 bis 4 genannten Verfahren nicht ange­
wandt worden sind und deren Verwendung im Interesse
des Schutzes geboten ist.

( 6 ) Die Unterlagen und der Schriftwechsel betreffend
die Verfahren nach den Absätzen 1 bis 5 werden in einer
Amtssprache des Mitgliedstaats, in dem die genannten
Verfahren durchgeführt werden, oder in einer von der
benannten Stelle akzeptierten Sprache abgefaßt.

( 7 ) a ) Falls die Geräte, Schutzsysteme und Vorrichtun­
gen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 auch von
anderen Richtlinien erfaßt werden, die andere
Aspekte behandeln und in denen die CE-Kenn­
zeichnung gemäß Artikel 10 vorgesehen ist, wird
mit dieser Kennzeichnung angezeigt, daß ebenso
von einer Konformität dieser Geräte, Schutz­
systeme und Vorrichtungen im Sinne des Arti­
kels 1 Absatz 2 mit den Bestimmungen dieser
anderen Richtlinien ausgegangen wird.

b) Steht jedoch laut einer oder mehrerer dieser
Richtlinien dem Hersteller während einer Über­
gangszeit die Wahl der anzuwendenden Regelung
frei, wird durch die CE-Kennzeichnung lediglich
die Konformität mit den Bestimmungen der vom
Hersteller angewandten Richtlinien angezeigt. In
diesem Fall müssen die in diesen Richtlinien vor­
gesehenen Unterlagen, Hinweise oder Anleitun­
gen, die Geräten, Schutzsystemen und Vorrichtun­
gen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 beigegeben
werden, die Nummern dieser Richtlinien gemäß
ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften tragen.

i ) Für Motoren mit innerer Verbrennung und für
elektrische Geräte dieser Gruppen und Kategorien
muß der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
niedergelassener Bevollmächtigter , damit die CE­
Kennzeichnung angebracht werden kann, das Ver­
fahren der EG-Baumusterprüfung gemäß An­
hang III anwenden, und zwar in Verbindung mit
— dem Verfahren der Konformität mit der Bau­

art gemäß Anhang VI oder
— dem Verfahren der Qualitätssicherung der

Produkte gemäß Anhang VII .

ii ) Für die übrigen Geräte dieser Gruppen und Kate­
gorien muß der Hersteller oder sein in der
Gemeinschaft niedergelassener Bevollmächtigter,
damit die CE-Kennzeichnung angebracht werden
kann, das Verfahren der internen Fertigungskon­
trolle gemäß Anhang VIII anwenden
und

die Unterlagen gemäß Anhang VIII Nummer 3
einer benannten Stelle übermitteln, die den Erhalt
dieser Unterlagen unverzüglich bestätigt und sie
aufbewahrt.

c) Gerätegruppe II, Gerätekategorie 3
Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft nieder­
gelassener Bevollmächtigter muß, damit die CE-Kenn­
zeichnung angebracht werden kann, das Verfahren
der internen Fertigungskontrolle gemäß Anhang VIII
anwenden.

d ) Gerätegruppen I und II

Neben den in Absatz 1 Buchstaben a), b ) und c )
genannten Verfahren kann der Hersteller oder sein in
der Gemeinschaft niedergelassener Bevollmächtigter
im Hinblick auf die Anbringung der CE-Kennzeich­
nung wahlweise auch das Verfahren der EG-Einzel­
prüfung gemäß Anhang IX anwenden.

(2 ) Für autonome Schutzsysteme ist die Konformität
nach Absatz 1 Buchstabe a) oder d) herzustellen.

( 3 ) Die Verfahren nach Absatz 1 finden Anwendung
bei Komponenten nach Artikel 4 Absatz 2 mit Ausnahme
der Anbringung der CE-Kennzeichnung. Der Hersteller
oder sein in der Gemeinschaft niedergelassener Bevoll­
mächtigter muß eine schriftliche Bescheinigung ausstellen,
durch die die Konformität der Komponenten mit den für
sie geltenden Bestimmungen dieser Richtlinie erklärt wird
und aus der die Merkmale dieser Komponenten sowie die
Bedingungen für ihren Einbau in ein Gerät oder Schutz­
system zu ersehen sind, die dazu beitragen, daß die
für fertiggestellte Geräte oder Schutzsysteme geltenden
grundlegenden Anforderungen erfüllt werden.

Artikel 9

( 1 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten mit, welche Stellen sie für die
Durchführung der Verfahren nach Artikel 8 benannt
haben, welche spezifischen Aufgaben diesen Stellen über­
tragen wurden und welche Kennummern ihnen zuvor von
der Kommission zugeteilt wurden.

Die Kommission veröffentlicht im Amtsblatt der Euro­
päischen Gemeinschaften eine Liste der benannten Stellen
unter Angabe ihrer Kennummer und der ihnen übertrage­
nen Aufgaben. Sie trägt für die Aktualisierung dieser Liste
Sorge.
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KAPITEL IV

Schlußbestimmungen

(2 ) Die Mitgliedstaaten müssen die Kriterien von
Anhang XI zur Beurteilung der zu benennenden Stellen
heranziehen. Bei denjenigen Stellen, die die Beurteilungs­
kriterien der einschlägigen harmonisierten Normen erfül­
len, wird davon ausgegangen, daß sie diese Kriterien
erfüllen.

(3 ) Ein Mitgliedstaat, der eine Stelle benannt hat, muß
seine Benennung zurückziehen, wenn er feststellt, daß die
Stelle die in Anhang XI genannten Kriterien nicht mehr
erfüllt . Er unterrichtet hierüber unverzüglich die Kommis­
sion und die übrigen Mitgliedstaaten.

Artikel 12

Jede in Anwendung dieser Richtlinie getroffene Entschei­
dung, die eine Einschränkung oder ein Verbot des Inver­
kehrbringens und/oder der Inbetriebnahme eines Geräts,
eines Schutzsystems oder einer Vorrichtung im Sinne des
Artikels 1 Absatz 2 zur Folge hat oder deren Zurück­
nahme vom Markt erzwingt, ist genau zu begründen. Sie
wird den Betroffenen unverzüglich unter Angabe der
Rechtsbehelfe, die nach den in diesem Mitgliedstaat gel­
tenden Rechtsvorschriften eingelegt werden können, und
der Rechtsbehelffristen mitgeteilt .KAPITEL III

CE-Konformitätskennzeichnung
Artikel 13

Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, daß alle an der Durch­
führung dieser Richtlinie Beteiligten verpflichtet sind,
Vertraulichkeit im Hinblick auf alle ihnen bei der Durch­
führung ihrer Aufgaben zukommenden Informationen zu
wahren. Dies berührt nicht die Verpflichtungen der Mit­
gliedstaaten und der benannten Stellen zur gegenseitigen
Unterrichtung und zur Verbreitung von Warnungen.

Artikel 10

( 1 ) Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus
den Buchstaben „ CE". Anhang X enthält das zu verwen­
dende Modell . Hinter der CE-Kennzeichnung steht die
Kennummer der benannten Stelle, sofern diese in der
Produktionsüberwachungsphase tätig wird .

(2 ) Zusätzlich zu den Bestimmungen von Anhang II
Nummer 1.0.5 ist die CE-Kennzeichnung auf den Geräten
und Schutzsystemen und auf den Vorrichtungen im Sinne
des Artikels 1 Absatz 2 deutlich sichtbar und unauslösch­
bar anzubringen .

( 3 ) Es ist nicht zulässig, auf Geräten und Schutzsyste­
men und auf Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1
Absatz 2 Kennzeichnungen anzubringen, durch die Dritte
hinsichtlich der Bedeutimg und des Schriftbildes der CE­
Kennzeichnung irregeführt werden könnten. Jede andere
Kennzeichnung darf auf den Geräten und Schutzsystemen
und auf den Vorrichtungen angebracht werden, wenn sie
Sichtbarkeit und Lesbarkeit der CE-Kennzeichnung nicht
beeinträchtigt.

Artikel 14

( 1 ) Die Richtlinie 76/117/EWG, die Richtlinie 79/196/
EWG C ) sowie die Richtlinie 82/130/EWG werden ab
dem 1 . Juli 2003 aufgehoben.

(2 ) Bescheinigungen der Gemeinschaft, die die Konfor­
mität mit harmonisierten Normen bestätigen und nach
den Verfahren erworben wurden, die in den im vorste­
henden Absatz bezeichneten Richtlinien vorgesehen sind,
bleiben bis zum 31 . Juni 2003 gültig, sofern sie nicht vor
diesem Zeitpunkt ungültig werden; die Gültigkeit
beschränkt sich jedoch auf die Konformität mit solchen
harmonisierten Normen, auf die in den bezeichneten
Richtlinien hingewiesen wird .

( 3 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, damit die benannten Stellen, die gemäß Artikel 8
Absätze 1 bis 4 mit der Bewertung der Konformität der
bereits vor dem 1 . Juli 2003 in Verkehr befindlichen
elektrischen Betriebsmitteln befaßt sind, den Ergebnissen
aus den Prüfungen und Kontrollen, die gemäß den in
Absatz 1 bezeichneten Richtlinien bereits durchgeführt
wurden, Rechnung tragen.

Artikel 11

Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 7

a ) ist bei der Feststellung durch einen Mitgliedstaat, daß
die CE-Kennzeichnung unberechtigterweise ange­
bracht wurde, der Hersteller oder sein in der Gemein­
schaft ansässiger Bevollmächtigter verpflichtet, das
Produkt wieder in Einklang mit den Bestimmungen
über die CE-Kennzeichnung zu bringen und den wei­
teren Verstoß unter den von diesem Mitgliedstaat
festgelegten Bedingungen zu verhindern;

b ) muß — falls die Nichtübereinstimmung weiterbesteht
— der Mitgliedstaat alle geeigneten Maßnahmen
ergreifen, um das Inverkehrbringen des betreffenden
Produkts einzuschränken oder zu untersagen bzw. um
zu gewährleisten, daß es nach den Verfahren des
Artikels 7 vom Markt zurückgezogen wird.

Artikel 15

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen
die erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften,

( l ) ABl . Nr. L 43 vom 20. 2. 1979, S. 20. Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 90/487/EWG ( ABl . Nr. L 270
vom 2. 10. 1990, S. 23).
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um dieser Richtlinie vor dem 1 . September 1995 nachzu­
kommen. Sie setzen die Kommission hiervon unverzüglich
in Kenntnis .

den Richtlinie in ihrem Gebiet geltenden Bestimmungen
entsprechen, für einen Zeitraum bis zum 30. Juni 2003
zu.

Die Mitgliedstaaten wenden diese Vorschriften ab dem
1 . März 1996 an.

Wenn die Mitgliedstaaten Vorschriften nach Unterab­
satz 1 erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst
oder durch einen Hinweis bei ihrer amtlichen Veröffent­
lichung auf diese Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten
regeln die Einzelheiten dieser Bezugnahme .

(2 ) Die Mitgliedstaaten lassen das Inverkehrbringen
und die Inbetriebnahme von Geräten und Schutzsyste­
men, die den zum Zeitpunkt der Annahme der vorliegen­

Artikel 16

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 23 . März 1994.

Im Namen Im Namen
des Europäischen Parlaments des Rates

Der Präsident Der Präsident

E. KLEPSCH Th. PANGALOS
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ANHANG 1

ENTSCHELDUNGSKRITERIEN FÜR DIE EINTEILUNG DER GERÄTEGRUPPEN IN KATEGORIEN

1 . Gerätegruppe I

a ) Die Kategorie M 1 umfaßt Geräte, die konstruktiv so gestaltet sind und erforderlichenfalls zusätzlich
mit besonderen Schutzmaßnahmen so versehen sind , daß sie in Übereinstimmung mit den vom
Hersteller angegebenen Kenngrößen betrieben werden können und ein sehr hohes Maß an Sicherheit
gewährleisten .

Die Geräte dieser Kategorie sind zur Verwendung in untertägigen Bergwerken sowie deren
Übertageanlagen bestimmt, die durch Grubengas und/oder brennbare Stäube gefährdet sind .
Geräte dieser Kategorie müssen selbst bei seltenen Gerätestörungen in vorhandener explosionsfähiger
Atmosphäre weiterbetrieben werden und weisen daher Explosionsschutzmaßnahmen auf, so daß
— beim Versagen einer apparativen Schutzmaßnahme mindestens eine zweite unabhängige appara­

tive Schutzmaßnahme die erforderliche Sicherheit gewährleistet bzw.
— beim Auftreten von zwei unabhängigen Fehlern noch die erforderliche Sicherheit gewährleistet

wird .

Die Geräte dieser Kategorie müssen die weitergehenden Anforderungen des Anhangs II Num­
mer 2.0.1 erfüllen .

b ) Die Kategorie M 2 umfaßt Geräte, die konstruktiv so gestaltet sind, daß sie in Übereinstimmung mit
den vom Hersteller angegebenen Kenngrößen betrieben werden können und ein hohes Maß an
Sicherheit gewährleisten .
Geräte dieser Kategorie sind zur Verwendung in untertägigen Bergwerken sowie deren Übertageanla­
gen bestimmt, die durch Grubengas und/oder brennbare Stäube gefährdet sind .
Beim Auftreten einer explosionsfähigen Atmosphäre müssen die Geräte abgeschaltet werden kön­
nen .

Die apparativen Explosionsschutzmaßnahmen innerhalb dieser Kategorie gewährleisten das erforder­
liche Maß an Sicherheit bei normalem Betrieb, auch unter schweren Betriebsbedingungen und
insbesondere bei rauher Behandlung und wechselnden Umgebungseinflüssen.
Die Geräte dieser Kategorie müssen die weitergehenden Anforderungen des Anhangs II Num­
mer 2.0.2 erfüllen .

2 . Gerätegruppe II

a ) Kategorie 1 umfaßt Geräte, die konstruktiv so gestaltet sind, daß sie in Übereinstimmung mit den
vom Hersteller angegebenen Kenngrößen betrieben werden können und ein sehr hohes Maß an
Sicherheit gewährleisten .
Geräte dieser Kategorie sind zur Verwendung in Bereichen bestimmt, in denen eine explosionsfähige
Atmosphäre, die aus einem Gemisch von Luft und Gasen, Dämpfen oder Nebeln oder aus
Staub/Luft-Gemischen besteht , ständig oder langzeitig oder häufig vorhanden ist.
Geräte dieser Kategorie müssen selbst bei selten auftretenden Gerätestörungen das erforderliche Maß
an Sicherheit gewährleisten und weisen daher Explosionsschutzmaßnahmen auf, so daß
— beim Versagen einer apparativen Schutzmaßnahme mindestens eine zweite unabhängige appara­

tive Schutzmaßnahme die erforderliche Sicherheit gewährleistet bzw .

— beim Auftreten von zwei unabhängigen Fehlern die erforderliche Sicherheit gewährleistet wird .
Die Geräte dieser Kategorie müssen die weitergehenden Anforderungen des Anhangs II Nummer 2.1
erfüllen .

b ) Kategorie 2 umfaßt Geräte, die konstruktiv so gestaltet sind, daß sie in Übereinstimmung mit den
vom Hersteller angegebenen Kenngrößen betrieben werden können und ein hohes Maß an Sicherheit
gewährleisten .
Geräte dieser Kategorie sind zur Verwendung in Bereichen bestimmt, in denen damit zu rechnen ist,
daß eine explosionsfähige Atmosphäre aus Gasen, Dämpfen, Nebeln oder Staub/Luft-Gemischen
gelegentlich auftritt .
Die apparativen Explosionsschutzmaßnahmen dieser Kategorie gewährleisten selbst bei häufigen
Gerätestörungen oder Fehlerzuständen, die üblicherweise zu erwarten sind , das erforderliche Maß an
Sicherheit .

Die Geräte dieser Kategorie müssen die weitergehenden Anforderungen des Anhangs II Nummer 2.2
erfüllen .
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c ) Kategorie 3 umfaßt Geräte, die konstruktiv so gestaltet sind, daß sie in Übereinstimmung mit den
vom Hersteller angegebenen Kenngrößen betrieben werden können und ein Normalmaß an Sicher­
heit gewährleisten .

Geräte dieser Kategorie sind zur Verwendung in Bereichen bestimmt, in denen nicht damit zu
rechnen ist, daß eine explosionsfähige Atmosphäre durch Gase, Dämpfe, Nebel oder aufgewirbelten
Staub auftritt, aber wenn sie dennoch auftritt , dann aller Wahrscheinlichkeit nach nur selten und
während eines kurzen Zeitraums .

Geräte dieser Kategorie gewährleisten bei normalem Betrieb das erforderliche Maß an Sicherheit .

Die Geräte dieser Kategorie müssen die weitergehenden Anforderungen des Anhangs II Nummer 2.3
erfüllen .
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ANHANG II

GRUNDLEGENDE SICHERHEITS- UND GESUNDHEITSANFORDERUNGEN FÜR DIE KONZEP­
TION UND DEN BAU VON GERÄTEN UND SCHUTZSYSTEMEN ZUR BESTIMMUNGSGEMÄS­

SEN VERWENDUNG IN EXPLOSIONSGEFÄHRDETEN BEREICHEN

Vorbemerkungen

A. Der technische Erkenntnisstand, der sich schnell ändert , muß unverzüglich und soweit wie möglich
angewandt werden.

B. Für zugehörige Einrichtungen nach Artikel 1 Absatz 2 gelten die grundlegenden Sicherheitsanforderun­
gen nur insoweit, als sie für eine sichere und verläßliche Funktionsweise und Handhabung dieser
Einrichtungen im Hinblick auf das Explosionsrisiko erforderlich sind .

1 . GEMEINSAME ANFORDERUNGEN FÜR GERÄTE UND SCHUTZSYSTEME

1.0. Grundsätzliche Anforderungen

1.0.1 . Prinzipien der integrierten Explosionssicherheit
Die Konzeption von Geräten und Schutzsystemen zur bestimmungsgemäßen Verwendung in
explosionsgefährdeten Bereichen muß nach den Prinzipien der integrierten Explosionssicherheit
erfolgen .
Hierzu hat der Hersteller Maßnahmen zu treffen , um

— vorrangig, wenn es möglich ist, explosionsfähige Atmosphären zu vermeiden, die von den
Geräten und Schutzsystemen selbst erzeugt oder freigesetzt werden können;

— die Entzündung explosionsfähiger Atmosphären unter Berücksichtigung von elektrischen und
nichtelektrischen Zündquellenarten im Einzelfall zu verhindern;

— falls es dennoch zu einer Explosion kommen sollte, die eine Gefährdung von Personen und
gegebenenfalls von Haustieren oder Gütern durch direkte oder indirekte Einwirkung verursa­
chen kann, diese umgehend zu stoppen und/oder den Wirkungsbereich von Explosionsflam­
men und Explosionsdrücken auf ein ausreichend sicheres Maß zu begrenzen .

1.0.2 . Geräte und Schutzsysteme sind unter Betrachtung möglicher Fehlerzustände zu entwerfen und
herzustellen , um gefährliche Situationen soweit möglich auszuschalten.
In die Betrachtung ist auch der vernünftigerweise vorhersehbare Mißbrauch einzubeziehen.

1.0.3 . Besondere Prüf- und Wartungsbedingungen
Geräte und Schutzsysteme, die besonderen Prüf- und Wartungsbedigungen unterliegen, müssen
gemäß diesen Bedingungen konzipiert und gebaut werden .

1.0.4 . Umgebungsbedingungen
Geräte und Schutzsysteme müssen im Hinblick auf vorhandene oder vorhersehbare Umgebungs­
bedingungen konzipiert und gebaut werden .

1.0.5 . Kennzeichnung
Auf jedem Gerät und Schutzsystem müssen deutlich und unauslöschbar die folgenden Mindestan­
gaben angebracht werden:
— Name und Anschrift des Herstellers,

— CE-Kennzeichnung ( siehe Anhang X, Abschnitt A),
— Bezeichnung der Serie und des Typs,
— gegebenenfalls die Seriennummer,
— das Baujahr,

— das spezielle Kennzeichen zur Verhütung von Explosionen
Kennzeichen, das auf die Kategorie verweist,

in Verbindung mit dem

— für die Gerätegruppe II der Buchstabe „ G" ( für Bereiche, in denen explosionsfähige Gas-,
Dampf-, Nebel-, Luft-Gemische vorhanden sind )
und/oder

der Buchstabe „D " ( für Bereiche, in denen Staub explosionsfähige Atmosphären bilden
kann).

Zusätzlich und wenn erforderlich müssen auch alle für die Sicherheit bei der Verwendung
unabdingbaren Hinweise angebracht werden .
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1.0.6 . Betriebsanleitung

a ) Zu jedem Gerät oder Schutzsystem muß eine Betriebsanleitung vorhanden sein, die folgende
Mindestangaben enthält :

— gleiche Angaben wie bei der Kennzeichnung für Geräte oder Schutzsysteme ( siehe
Nummer 1.0.5 ) mit Ausnahme der Seriennummer und gegebenenfalls wartungsrelevante
Hinweise ( z . B. Anschriften des Importeurs oder von Service-Werkstätten usw.);

— Angaben zur oder zum sicheren

— Inbetriebnahme,

— Verwendung,

— Montage und Demontage,

— Instandhaltung ( Wartung und Störungsbeseitigung),
— Installation,

— Rüsten ;

— erforderlichenfalls die Markierung von gefährdeten Bereichen vor Druckentlastungsein­
richtungen ;

— erforderlichenfalls Angaben zur Einarbeitung;

— Angaben, die zweifelsfrei die Entscheidung ermöglichen , ob die Verwendung eines Geräts
(entsprechend seiner ausgewiesenen Kategorie) oder eines Schutzsystems in dem vorgesehe­
nen Bereich unter den zu erwartenden Bedingungen gefahrlos möglich ist;

— elektrische Kenngrößen und Drücke, höchste Oberflächentemperaturen sowie andere
Grenzwerte;

— erforderlichenfalls besondere Bedingungen für die Verwendung, einschließlich der Hin­
weise auf sachwidrige Verwendung, die erfahrungsgemäß vorkommen kann;

— erforderlichenfalls die wesentlichen Merkmale der Werkzeuge, die an dem Gerät oder
Schutzsystem angebracht werden können .

b ) Die Betriebsanleitung wird vom Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft niedergelassenen
Bevollmächtigten in einer der Gemeinschaftssprachen erstellt .
Bei der Inbetriebnahme eines Geräts oder eines Schutzsystems muß die Originalbetriebsanlei­
tung und eine Übersetzung dieser Betriebsanleitung in der oder den Sprache(n) des Verwen­
dungslandes mitgeliefert werden .

Diese Übersetzung wird entweder vom Hersteller oder von seinem in der Gemeinschaft
niedergelassenen Bevollmächtigten oder von demjenigen erstellt , der das Gerät oder Schutz­
system in dem betreffenden Sprachgebiet einführt .
Die Wartungsanleitung für Fachpersonal , das dem Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft
niedergelassenen Bevollmächtigten untersteht, kann jedoch in einer einzigen von diesem
Personal verstandenen Gemeinschaftssprache abgefaßt sein .

c ) Die Betriebsanleitung beinhaltet die für die Inbetriebnahme, Wartung, Inspektion, Überprü­
fung der Funktionsfähigkeit und gegebenenfalls Reparatur des Geräts oder Schutzsystems
notwendigen Pläne und Schemata sowie alle zweckdienlichen Angaben insbesondere im
Hinblick auf die Sicherheit .

d ) Bezüglich der Sicherheitsaspekte dürfen die Unterlagen , in denen das Gerät oder Schutzsystem
präsentiert wird, nicht in Widerspruch zur Betriebsanleitung stehen .

1.1 . Auswahl von Werkstoffen

1.1.1 . Die für den Bau der Geräte und Schutzsysteme verwendeten Werkstoffe dürfen unter Berücksich­
tigung betrieblich vorhersehbarer Beanspruchungen nicht die Auslösung einer Explosion bewir­
ken .

1.1.2 . Innerhalb der vom Hersteller vorhersehbaren betriebsbedingten Grenzen dürfen keine Reaktionen
der verwendeten Werkstoffe mit den die explosionsfähige Atmosphäre bildenden Komponenten
erfolgen , die zu einer Beeinträchtigung der Explosionssicherheit führen können .

1.1.3 . Werkstoffe müssen so ausgewählt werden, daß vorhersehbare Veränderungen ihrer Eigenschaften
und ihre Verträglichkeit in Kombination mit anderen Werkstoffen zu keinerlei Minderung der
Sicherheit führen , insbesondere im Hinblick auf das Korrosionsverhalten, den Verschleiß, die
elektrische Leitfähigkeit, die mechanische Festigkeit , die Alterungsbeständigkeit und die Auswir­
kungen von Temperaturänderungen .



19 . 4 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100/13

1.2 . Konstruktion und Bau

1.2.1 . Geräte und Schutzsysteme sind unter Berücksichtigung des technischen Erkenntnisstandes auf
dem Gebiet des Explosionsschutzes so zu konstruieren und herzustellen, daß sie während ihrer
voraussichtlichen Lebensdauer sicher betrieben werden können.

1.2.2 . Die zum Einbau in Geräte und Schutzsysteme oder als Ersatzteile vorgesehenen Komponenten
sind so zu konstruieren und herzustellen, daß sie ihren Verwendungszwecken entsprechend
funktionssicher im Hinblick auf den Explosionsschutz sind, wenn sie nach Anleitung des
Herstellers eingebaut werden .

1.2.3 . Geschlossene Bauweise und Verhinderung von Undichtigkeiten

Für Geräte, aus denen entzündliche Gase oder Stäube austreten können, ist möglichst die
geschlossene Bauweise vorzusehen .

Soweit möglich dürfen Geräte, die Öffnungen oder Undichtigkeiten aufweisen, das Austreten von
Gasen oder Stäuben nicht zulassen , so daß sich außerhalb der Geräte keine explosionsfähige
Atmosphäre bilden kann.

Stellen, an denen Stoffe eingegeben oder entnommen werden, müssen soweit möglich so geplant
und ausgerüstet werden , daß beim Befüllen oder Entleeren keine entzündlichen Stoffe entweichen
können.

1.2.4 . Staubablagerungen

Geräte und Schutzsysteme, die dazu bestimmt sind , in staubbelasteten Bereichen verwendet zu
werden, sind so zu gestalten , daß sich Staubablagerungen auf ihren Oberflächen nicht entzünden
können .

Grundsätzlich müssen Staubablagerungen soweit möglich begrenzt werden . Die Geräte und
Schutzsysteme müssen sich leicht reinigen lassen .

Die Oberflächentemperaturen der Geräteteile müssen die Glimmtemperaturen abgelagerten Stau­
bes deutlich unterschreiten .

Die Schichtdicke des abgelagerten Staubes ist hinsichtlich eines Wärmestaus in Betracht zu ziehen
und nötigenfalls durch Temperaturbegrenzung zu berücksichtigen .

1.2.5 . Zusätzliche Schutzmaßnahmen

Geräte und Schutzsysteme, die möglicherweise äußeren Belastungen besonderer Art ausgesetzt
sind, müssen erforderlichenfalls mit zusätzlichen Schutzmaßnahmen versehen sein.

Die Geräte müssen den entsprechenden Belastungen standhalten , ohne daß der Explosionsschutz
beeinträchtigt wird .

1.2.6 . Gefahrloses Öffnen
Sind Geräte und Schutzsysteme in einem Gehäuse oder unter Verschluß angeordnet , die
Bestandteil des Explosionsschutzes selbst sind, so darf es nur mittels eines Spezialwerkzeugs oder
geeigneter Schutzmaßnahmen möglich sein, diese zu öffnen .

1.2.7 . Schutz vor sonstigen Gefahren

Geräte und Schutzsysteme müssen so konstruiert und hergestellt werden , daß
a ) Verletzungen oder andere Schäden vermieden werden , die <Jurch direkten oder indirekten

Kontakt verursacht werden könnten ;

b ) sichergestellt ist, daß an zugänglichen Geräteteilen keine gefährlichen Oberflächentemperatu­
ren oder gefährliche Strahlungen auftreten;

c ) erfahrungsgemäß auftretende nichtelektrische Gefahren ausgeschlossen sind ;
d ) sichergestellt ist, daß vorhersehbare Überlastungszustände keine gefährlichen Situationen

verursachen .

Werden diese Gefahren, die von Geräten und Schutzsystemen ausgehen, ganz oder teilweise von
anderen Gemeinschaftsrichtlinien erfaßt, so gilt die vorliegende Richtlinie für diese Geräte und
Schutzsysteme und diese Gefahren nicht bzw. findet auf diese ab dem Zeitpunkt der Anwendung
dieser spezifischen Richtlinien keine Anwendung mehr.

1.2.8 . Überlastung von Geräten

Gefährlichen Überlastungen der Geräte ist bereits bei der Entwicklung mit integrierten Einrich­
tungen der Meß-, Steuer- und Regelungstechnik zu begegnen, insbesondere mit Überstromaus­
lösern, Temperaturbegrenzern, Differenzdruckschaltern, Strömungswächtern , Zeitrelais , Dreh­
zahlwächtern und/oder artverwandten Überwachungseinrichtungen .
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1.2.9 . Druckfeste Kapselungseinrichtungen

Werden Teile , die eine explosionsfähige Atmosphäre zünden können, in ein Gehäuse eingeschlos­
sen, so ist sicherzustellen, daß das Gehäuse den bei der Explosion eines explosionsfähigen
Gemisches im Inneren entstehenden Druck aushält und eine Übertragung der Explosion auf die
das Gehäuse umgebende explosionsfähige Atmosphäre verhindert ist .

1.3 . Potentielle Zündquellen

1.3.1 . Gefahren durch unterschiedliche Zündquellenarten

Funken, Flammen, Lichtbögen, hohe Oberflächentemperaturen, Schallenergien , Strahlung im
optischen Bereich, elektromagnetische Wellen sowie andere Zündquellenarten mit zündfähigem
Potential dürfen nicht entstehen .

1.3.2 . Gefahren durch statische Elektrizität

Elektrostatische Aufladungen, die zu gefährlichen Entladungsvorgängen führen können, müssen
durch geeignete Maßnahmen vermieden werden .

1.3.3 . Gefahren durch elektrische Streu- und Leckströme

Elektrische Streu- und Leckströme in leitfähigen Geräteteilen, die beispielsweise zur Entstehung
zündfähiger Funken, Überhitzung von Oberflächen oder gefährlicher Korrosion führen, müssen
verhindert werden.

1.3.4 . Gefahren durch unzulässige Erwärmung

Unzulässige Erwärmungen, die durch Reib- und Schlagvorgänge z . B. zwischen Werkstoffen, an
sich drehenden Teilen oder durch das Eindringen von Fremdkörpern hervorgerufen werden
können, sind möglichst auf konstruktivem Wege zu vermeiden.

1.3.5 . Gefahren bei Druckausgleichsvorgängen

Geräte und Schutzsysteme müssen so konstruiert oder mit integrierten Einrichtungen der Meß-,
Steuer- und Regelungstechnik ausgerüstet sein, daß von ihnen ausgehende Druckausgleichsvor­
gänge keine Stoßwellen oder Kompressionen erzeugen, die eine Explosion bewirken können.

1.4 . Gefahren durch äußere Störungseinflüsse

1.4.1 . Die Geräte und Schutzsysteme müssen so konzipiert und gebaut werden, daß sie auch bei
wechselnden Umweltbedingungen, unter dem Einfluß von Fremdspannungen, bei Feuchtigkeitsbe­
lastungen, Erschütterungen, Verschmutzungen sowie sonstigen äußeren Störungseinflüssen inner­
halb der vom Hersteller angegebenen Grenzen der Betriebsbedingungen ihre bestimmungsgemäße
Funktion sicher erfüllen .

1.4.2 . Geräteteile müssen den vorgesehenen mechanischen und thermischen Beanspruchungen angemes­
sen sein und den Einwirkungen vorhandener oder vorhersehbarer aggressiver Substanzen stand­
halten .

1.5 . Anforderungen an Sicherheitsvorrichtungen

1.5.1 . Sicherheitsvorrichtungen müssen unabhängig von betrieblich erforderlichen Meß-, Steuer- und
Regeleinrichtungen funktionieren.
Soweit möglich, muß der Ausfall einer Sicherheitsvorrichtung durch geeignete technische Maß­
nahmen schnell genug erkannt werden, so daß gefährliche Zustände mit hoher Wahrscheinlich­
keit nicht eintreten können.

Grundsätzlich ist das Prinzip des sicheren Fehlverhaltens ( fail-safe ) anzuwenden .
Bei softwaregesteuerten Geräten müssen sicherheitstechnische Schalthandlungen grundsätzlich
ohne Softwaresteuerung direkt auf das entsprechende Stellglied einwirken .

1.5.2 . Soweit möglich, muß das Gerät und/oder Schutzsystem bei Ausfall von Sicherheitsvorrichtungen
in einen sicheren Zustand überführt werden .

1.5.3 . Notausschalter von Sicherheitsvorrichtungen müssen, soweit möglich, Wiedereinschaltsperren
besitzen . Ein neuer Startbefehl soll erst dann für den Normalbetrieb möglich sein, wenn vorher
die Wiedereinschaltsperren bewußt aufgehoben worden sind .

1.5.4 . Bedienungs- und Anzeigevorrichtungen

Werden Bedienungs- und Anzeigevorrichtungen verwendet, so sind diese hinsichtlich der Explo­
sionsgefahr nach ergonomischen Grundsätzen zu gestalten , um ein Höchstmaß an Bedienungs­
sicherheit zu erreichen.
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1.5.5 . Anforderungen an Geräte mit einer Meßfunktion für den Explosionsschutz
Geräte mit einer Meßfunktion, die in explosionsgefährdeten Bereichen stehende Geräte beeinflus­
sen, sind insbesondere den vorhersehbaren Betriebserfordernissen und speziellen Einsatzbedingun­
gen entsprechend zu konzipieren und zu bauen .

1.5.6 . Die Anzeigegenauigkeit und Funktionsfähigkeit von Geräten mit einer Meßfunktion muß bei
Bedarf überprüft werden können .

1.5.7 . Der Konzeption von Geräten mit einer Meßfunktion muß ein Sicherheitsfaktor zugrunde liegen,
der gewährleistet, daß die Alarmschwelle, insbesondere unter Berücksichtigung der Betriebsbedin­
gungen der Einrichtung und etwaiger Abweichungen des Meßsystems, genügend weit außerhalb
der Explosions- und/oder Zündgrenzen der zu erfassenden Atmosphären liegt .

1.5.8 . Risiken durch Software

Bei der Konzeption von Geräten, Schutzsystemen und Sicherheitsvorrichtungen, die software­
gesteuert sind , müssen die Risiken durch Fehler im Programm besonders berücksichtigt werden.

1.6 . Integration von sicherheitsrelevanten Systemanforderungen

1.6.1 . Im Automatikbetrieb laufende Geräte und Schutzsysteme, die vom bestimmungsgemäßen Betrieb
abweichen, müssen unter sicheren Bedingungen von Hand abgeschaltet werden können, sofern
dies die Sicherheit nicht beeinträchtigt .

1.6.2 . Gespeicherte Energien müssen beim Betätigen der Notabschalteinrichtungen so schnell wie
möglich abgebaut oder isoliert werden, damit sie ihre gefahrbringende Wirkung verlieren .

Dies gilt nicht für elektrochemisch gespeicherte Energien.

1.6.3 . Gefahren durch Energieausfall

Bei Geräten und Schutzsystemen, bei denen ein Energieausfall zu einer Gefahrenausweitung
führen kann , muß sich unabhängig vom übrigen Betriebssystem ein sicherer Betriebszustand
aufrechterhalten lassen.

1.6.4 . Risiken durch Anschlüsse

Geräte und Schutzsysteme müssen mit geeigneten Einführungen für Kabel und Leitungen
ausgestattet sein .

Geräte und Schutzsysteme, die dazu bestimmt sind , in Verbindung mit anderen Geräten oder
Schutzsystemen verwendet zu werden , müssen hinsichtlich der Schnittstellen sicher sein .

1.6.5 . Anordnung von Warngeräten als Teil eines Geräts
Sind Geräte oder Schutzsysteme mit Detektor- oder Warngeräten zum Anzeigen der Entstehung
explosionsfähiger Atmosphären ausgerüstet, so sind Angaben erforderlich , die eine geeignete
Aufstellung der Geräte ermöglichen.

2 . WEITERGEHENDE ANFORDERUNGEN AN GERATE

2.0 . Anforderungen an Geräte der Kategorie M der Gerätegruppe I

2.0.1 . Anforderungen an Geräte der Kategorie M 1 der Gerätegruppe I
2.0.1.1 . Die Geräte müssen so konstruiert und hergestellt werden, daß Zündquellen selbst bei seltenen

Gerätestörungen nicht wirksam werden .
Sie müssen mit Explosionsschutzmaßnahmen ausgerüstet sein, so daß
— beim Versagen einer apparativen Schutzmaßnahme mindestens eine zweite unabhängige

apparative Schutzmaßnahme die erforderliche Sicherheit gewährleistet bzw.
— beim Auftreten von zwei unabhängigen Fehlern das erforderliche Maß an Sicherheit gewähr­

leistet ist .

Soweit erforderlich müssen diese Geräte zusätzlich mit besonderen Schutzmaßnahmen versehen
werden .

Sie müssen bei vorhandener explosionsfähiger Atmosphäre weiterbetrieben werden .

2.0.1.2 . Die Geräte müssen so gebaut sein, daß, soweit erforderlich , kein Staub in sie eindringen kann .

2.0.1.3 . Die Oberflächentemperaturen der Geräteteile müssen im Hinblick auf die Nichtentzündung von
aufgewirbeltem Staub deutlich unterhalb der Zündtemperatur von vorhersehbaren Staub/Luft­
Gemischen liegen .
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2.0.1.4 . Die Geräte sind so zu konstruieren, daß das Öffnen von Geräteteilen, die Zündquellen sein
können, nur im energiefreien oder eigensicheren Zustand möglich ist . Kann ein Gerät nicht
inaktiviert werden, so muß der Hersteller eine Warnung an den Geräteteilen anbringen, die sich
öffnen lassen .

Soweit erforderlich müssen die Geräte mit geeigneten zusätzlichen Verriegelungsmechanismen
ausgerüstet werden .

2.0.2 . Anforderungen an Geräte der Kategorie M 2 der Gerätegruppe I
2.0.2.1 . Die Geräte müssen mit apparativen Schutzmaßnahmen ausgerüstet sein, die gewährleisten, daß

Zündquellen bei normalen Betrieb, auch unter erschwerten Bedingungen und insbesondere rauher
Behandlung und sich ändernden Umgebungseinflüssen, nicht wirksam werden .
Beim Auftreten einer explosionsfähigen Atmosphäre müssen die Geräte abgeschaltet werden
können .

2.0.2.2 . Die Geräte sind so zu konstruieren, daß das Öffnen von Geräteteilen , die Zündquellen sein
können, nur im energiefreien Zustand oder über entsprechende Verriegelungssysteme möglich ist .
Kann ein Gerät nicht inaktiviert werden, so muß der Hersteller eine Warnung an den Geräteteilen
anbringen , die sich öffnen lassen .

2.0.2.3 . Hinsichtlich des Staubexplosionsschutzes sind die Anforderungen der Kategorie M 1 einzuhal­
ten .

2.1 . Anforderungen an Geräte der Kategorie 1 der Gerätegruppe II

2.1.1 . Explosionsfähige Atmosphären durch Gase, Dämpfe, Nebel
2.1.1.1 . Die Geräte sind so zu konstruieren und herzustellen, daß Zündquellen selbst bei selten

auftretenden Gerätestörungen vermieden werden .
Sie müssen mit Explosionsschutzmaßnahmen ausgerüstet sein, so daß
— beim Versagen einer apparativen Schutzmaßnahme mindestens eine zweite unabhängige

apparative Schutzmaßnahme die erforderliche Sicherheit gewährleistet bzw .
— beim Auftreten von zwei unabhängigen Fehlern das erforderliche Maß an Sicherheit gewähr­

leistet ist.

2.1.1.2 . Für Geräte, deren Oberflächen sich erwärmen können, ist sicherzustellen, daß die angegebenen
höchsten Oberflächentemperaturen auch im ungünstigsten Fall nicht überschritten werden .
Hierbei sind auch Temperaturerhöhungen durch Wärmestaus und chemische Reaktionen zu
berücksichtigen.

2.1.1.3 . Die Geräte sind so zu konstruieren, daß das Öffnen von Geräteteilen, die Zündquellen sein
können, nur im energiefreien oder eigensicheren Zustand möglich ist . Kann ein Gerät nicht
inaktiviert werden, so muß der Hersteller eine Warnung an den Geräteteilen anbringen, die sich
öffnen lassen .

Soweit erforderlich müssen die Geräte mit geeigneten zusätzlichen Verriegelungsmechanismen
ausgerüstet werden .

2.1.2 . Explosionsfähige Atmosphären durch Staub/Luft-Gemische
2.1.2.1 . Die Geräte sind so zu konstruieren und herzustellen, daß eine Entzündung von Staub/Luft­

Gemischen selbst bei selten auftretenden Gerätestörungen vermieden wird .
Sie müssen mit Explosionsschutzmaßnahmen ausgerüstet sein, so daß
— beim Versagen einer apparativen Schutzmaßnahme mindestens eine zweite unabhängige

apparative Schutzmaßnahme die erforderliche Sicherheit gewährleistet bzw.
— beim Auftreten von zwei unabhängigen Fehlern das erforderliche Maß an Sicherheit gewähr­

leistet ist.

2.1.2.2 . Soweit erforderlich müssen die Geräte so gebaut sein, daß Staub nur an den dafür vorgesehenen
Stellen in sie eindringen oder sie verlassen kann.
Die vorgesehenen Einführungs- und Anschlußteile müssen dieser Forderung gleichfalls genügen .

2.1.2.3 . Die Oberflächentemperaturen der Geräteteile müssen im Hinblick auf die Nichtentzündung von
aufgewirbeltem Staub deutlich unterhalb der Zündtemperatur von vorhersehbaren Staub/Luft­
Gemischen liegen.

2.1.2.4 . Hinsichtlich des gefahrlosen Öffnens der Geräte gilt die diesbezügliche Anforderung 2.1.1.3 .

2.2 . Anforderungen an Geräte der Kategorie 2 der Gerätegruppe II

2.2.1 . Explosionsfähige Atmosphäre durch Gase, Dämpfe oder Nebel
2.2.1.1 . Die Geräte sind so zu konzipieren und herzustellen, daß sogar bei häufig auftretenden

Gerätestörungen oder fehlerhaften Betriebszuständen, mit denen üblicherweise gerechnet werden
muß, Zündquellen vermieden werden.
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2.2.1.2 . Bezüglich der Oberflächentemperaturen sind die Geräteteile so zu konstruieren und herzustellen,
daß diese auch bei vom Hersteller vorgesehenen ungewöhnlichen Betriebssituationen nicht
überschritten werden .

2.2.1.3 . Die Geräte sind so zu konstruieren, daß das Öffnen von Geräteteilen, die Zündquellen sein
können, nur im energiefreien Zustand oder über entsprechende Verriegeiungssysteme möglich ist ..
Kann ein Gerät nicht inaktiviert werden, so muß der Hersteller eine Warnung an den Geräteteilen
anbringen, die sich öffnen lassen .

2.2.2 . Explosionsfähige Atmosphäre durch Staub/Luft-Gemische

2.2.2.1 . Die Geräte sind mit apparativen Explosionsschutzmaßnahmen auszurüsten, damit es selbst bei
häufig auftretenden Gerätestörungen oder Fehlerzuständen, mit denen üblicherweise gerechnet
werden muß, nicht zur Entzündung von Staub/Luft-Gemischen kommen kann .

2.2.2.2 . Bezüglich der Oberflächentemperaturen gilt die Anforderung 2.1.2.3 .

2.2.2.3 . Bezüglich des Staubschutzes gilt die Anforderung 2.1.2.2 .

2.2.2.4 . Hinsichtlich des gefahrlosen Öffnens der Geräte gilt die diesbezügliche Anforderung 2.2.1.3 .

2.3 . Anforderungen an Geräte der Kategorie 3 der Gerätegruppe II

2.3.1 . Explosionsfähige Atmosphären durch Gase, Dämpfe oder Nebel

2.3.1.1 . Die Geräte sind so zu konstruieren und herzustellen , daß vorhersehbar zu erwartende Zündquel­
len, die bei normalem Betrieb auftreten können , vermieden werden.

2.3.1.2 . Die auftretenden Oberflächentemperaturen dürfen die angegebenen höchsten Oberflächentempe­
raturen im bestimmungsgemäßen Betrieb nicht überschreiten . Eine Überschreitung ist in Ausnah­
mefällen nur dann zulässig, wenn vom Hersteller zusätzlich Sonderschutzmaßnahmen getroffen
worden sind .

2.3.2 . Explosionsfähige Atmosphäre durch Staub/Luft-Gemische
2.3.2.1 . Die Geräte sind so zu konstruieren und herzustellen, daß Staub/Luft-Gemische von betriebsmäßig

zu erwartenden Zündquellen nicht entzündet werden .

2.3.2.2. Bezüglich der Oberflächentemperaturen gilt die Anforderung 2.1.2.3 .
2.3.2.3 . Die Geräte einschließlich der vorgesehenen Einführungs- und Anschlußteile müssen unter

Berücksichtigung der Größe der Staubpartikel so gebaut sein, daß sich im Innern weder
explosionsfähige Staub/Luft-Gemische noch gefährliche Staubablagerungen bilden können .

3 . WEITERGEHENDE ANFORDERUNGEN AN SCHUTZSYSTEME

3.0 . Grundsätzliche Anforderungen

3.0.1 . Schutzsysteme müssen so dimensioniert sein , daß Auswirkungen von Explosionen auf ein
ausreichend sicheres Maß begrenzt werden .

3.0.2 . Die Schutzsysteme müssen so konzipiert sein und sich so anordnen lassen, daß Explosionsüber­
tragungen durch gefährliche Kettenreaktionen und Flammstrahlzündungen sowie Übergänge von
anlaufenden Explosionen in Detonationen verhindert werden .

3.0.3 . Bei Ausfall der Energieversorgung müssen die Schutzsysteme über einen angemessenen Zeitraum
ihre Funktionsfähigkeit beizubehalten , damit gefährliche Situationen vermieden werden .

3.0.4. Schutzsysteme dürfen unter dem Einfluß äußerer Störungseinflüsse nicht fehlauslösen.

3.1 . Projektierung und Planung

3.1.1 . Materialeigenschaften

Bei der Projektierung der Materialeigenschaften ist der zu erwartende Explosionsdruck unter
Berücksichtigung extremer Betriebsbedingungen als maximaler Explosionsdruck zugrunde zu
legen sowie die zu erwartende Wärmewirkung der Flamme zu berücksichtigen .

3.1.2 . Schutzsysteme, die zum Zurück- oder Unterkontrollehalten von Explosionen dienen, müssen in
der Lage sein, Druckstößen zu widerstehen, ohne ihre Systemintegrität zu verlieren .

3.1.3 . Die an den Schutzsystemen angeschlossenen Armaturen müssen dem zu erwartenden maximalen
Explosionsdruck standhalten , ohne ihre Funktionsfähigkeit zu verlieren.
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3.1.4 . Die zu erwartenden Druckverhältnisse in peripheren Geräten und angeschlossenen Rohrstrecken
sind im Hinblick auf ihre Rückwirkung in der Planungs- und Projektierungsphase der Schutz­
systeme für den Explosionsfall zu berücksichtigen .

3.1 . 5 . Entlastungseinrichtungen

Ist zu erwarten, daß die verwendeten Schutzsysteme über ihre Materialfestigkeit hinaus bean­
sprucht werden, dann sind geeignete Entlastungseinrichtungen in einer für in der unmittelbaren
Umgebung anwesende Personen ungefährlichen Weise zu projektieren .

3.1.6 . Explosionsunterdrückungssysteme

Explosionsunterdrückungssysteme müssen so geplant und projektiert sein, daß sie im Ereignisfall
die anlaufende Explosion zu einem frühestmöglichen Zeitpunkt erfassen und ihr unter Berück­
sichtigung des maximalen zeitlichen Druckanstiegs und des maximalen Explosionsdruckes opti­
mal entgegenwirken .

3.1.7. Explosionstechnische Entkopplungssysteme

Entkopplungssysteme, die im Explosionsfall dazu vorgesehen sind, die Abtrennung bestimmter
Geräte durch geeignete Vorrichtungen in kürzestmöglicher Zeit vorzunehmen , müssen so geplant
und projektiert sein , daß ihre Zünddurchschlagssicherheit und mechanische Belastbarkeit unter
Einsatzbedingungen gewährleistet sind.

3.1.8 . Die Schutzsysteme müssen sich in ein schaltungstechnisches Konzept mit geeigneter Alarm­
schwelle einbinden lassen, damit erforderlichenfalls eine Abschaltung der Produktzuführung und
-abführung sowie derjenigen Geräteteile erfolgt, die einen sicheren Bertrieb nicht mehr gewährlei­
sten .
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ANHANG III

MODUL: EG-BAUMUSTERPRUFUNG

1 . Dieses Modul beschreibt den Teil des Verfahrens, bei dem eine benannte Stelle prüft und bestätigt, daß
ein für die betreffende Produktion repräsentatives Muster den einschlägigen Vorschriften der Richtlinie
entspricht.

2 . Der Antrag auf EG-Baumusterprüfung ist vom Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft ansässigen
Bevollmächtigten bei einer benannten Stelle seiner Wahl einzureichen.

Der Antrag muß folgendes enthalten :

— Namen und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten eingereicht
wird, auch dessen Namen und Anschrift;

— eine schriftliche Erklärung, daß derselbe Antrag bei keiner anderen benannten Stelle eingereicht
worden ist;

— die technischen Unterlagen laut Nummer 3 .

Der Antragsteller stellt der benannten Stelle ein für die betreffende Produktion repräsentatives Muster,
im folgenden als „Baumuster" bezeichnet, zur Verfügung. Die benannte Stelle kann weitere Muster
verlangen, wenn sie diese für die Durchführung des Prüfungsprogramms benötigt .

3 . Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des Produkts mit den
Anforderungen der Richtlinie ermöglichen . Sie müssen in dem für diese Bewertung erforderlichen
Maße Entwurf, Fertigungs- und Funktionsweise des Produkts abdecken und in dem für die Bewertung
erforderlichen Maße folgendes enthalten :

— eine allgemeine Beschreibung des Baumusters ;

— Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Montage-Untergruppen, Schaltkreisen
usw.;

— Beschreibungen und Erläuterungen, die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne
sowie der Funktionsweise des Produkts erforderlich sind;

— eine Liste der in Artikel 5 genannten , ganz oder teilweise angewandten Normen sowie eine
Beschreibung der zur Erfüllung der grundlegenden Anforderungen gewählten Lösungen, soweit die
in Artikel 5 genannten Normen nicht angewandt worden sind;

— die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Prüfungen usw.;
— Prüfberichte .

4. Die benannte Stelle

4.1 . prüft die technischen Unterlagen, überprüft , ob das Baumuster in Übereinstimmung mit den techni­
schen Unterlagen hergestellt wurde, und stellt fest, welche Bauteile nach den einschlägigen Bestimmun­
gen der in Artikel 5 genannten Normen und welche nicht nach diesen Normen entworfen wurden;

4.2 . führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder läßt sie durchfüh­
ren, um festzustellen, ob die vom Hersteller gewählten Lösungen die grundlegenden Anforderungen der
Richtlinie erfüllen, sofern die in Artikel 5 genannten Normen nicht angewandt wurden;

4.3 . führt die entsprechenden Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen durch oder läßt sie durchfüh­
ren, um festzustellen, ob die einschlägigen Normen richtig angewandt wurden, sofern der Hersteller
sich dafür entschieden hat , diese anzuwenden;

4.4 . vereinbart mit dem Antragsteller den Ort, an dem die Untersuchungen und erforderlichen Prüfungen
durchgeführt werden sollen.

5 . Entspricht das Baumuster den Bestimmungen der Richtlinie , stellt die benannte Stelle dem Antragsteller
eine EG-Baumusterprüfbescheinigung aus . Die Bescheinigung enthält Namen und Anschrift des
Herstellers , Ergebnisse der Prüfung und die für die Identifizierung des zugelassenen Baumusters
erforderlichen Angaben .

Eine Liste der wichtigen technischen Unterlagen wird der Bescheinigung beigefügt und in einer Kopie
von der benannten Stelle aufbewahrt .
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Lehnt die benannte Stelle es ab, dem Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft niedergelassenen
Bevollmächtigten eine EG-Baumusterprüfbescheinigung auszustellen , so gibt sie dafür eine ausführliche
Begründung .

Es ist ein Einspruchsverfahren vorzusehen .

6 . Der Antragsteller unterrichtet die benannte Stelle, der die technischen Unterlagen zur EG-Baumuster­
prüfbescheinigung vorliegen , über alle Änderungen an dem zugelassenen Produkt, die einer neuen
Zulassung bedürfen , soweit diese Änderungen die Übereinstimmung mit den grundlegenden Anforde­
rungen oder den vorgeschriebenen Bedingungen für die Benutzung des Geräts oder Schutzsystems
beeinträchtigen können . Diese neue Zulassung wird in Form einer Ergänzung der ursprünglichen
EG-Baumusterprüfbescheinigung erteilt .

7 . Jede benannte Stelle macht den übrigen benannten Stellen einschlägige Angaben über die EG­
Baumusterprüfbescheinigungen und die ausgestellten bzw. zurückgezogenen Ergänzungen.

8 . Die übrigen benannten Stellen können Kopien der EG-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder der
Ergänzungen erhalten . Die Anhänge der Bescheinigungen werden für die übrigen benannten Stellen zur
Verfügung gehalten .

9 . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft niedergelassener Bevollmächtigter bewahrt zusammen mit
den technischen Unterlagen eine Kopie der EG-Baumusterprüfbescheinigung und ihrer Ergänzungen
mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Geräts oder Schutzsystems auf.

Ist weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbrin­
gen des Produkts auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist .
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ANHANG IV

MODUL: QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKTION

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller, der die Verpflichtungen nach
Nummer 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, daß die betreffenden Produkte der in der EG-Baumuster­
prüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die einschlägigen Anforderungen der Richt­
linie erfüllen. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bringt an jedem
Gerät die CE-Kennzeichnung an und stellt eine Konformitätserklärung aus. Der CE-Kennzeichnung
wird die Kennummer der benannten Stelle hinzugefügt, die für die EG-Überwachung gemäß
Nummer 4 zuständig ist .

2 . Der Hersteller unterhält ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für Herstellung, Endabnahme und
Prüfung gemäß Nummer 3 und unterliegt der Überwachung gemäß Nummer 4.

3. Qualitätssicherungssystem

3.1 . Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualitätssiche­
rungssystems für die betreffenden Geräte.

Der Antrag enthält folgendes:
— alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Produktkategorie;
— die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;
— die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine Kopie der EG-Baumusterprüf­

bescheinigung.

3.2. Das Qualitätssicherungssystem muß die Übereinstimmung der Geräte mit der in der EG-Baumuster­
prüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den für sie geltenden Anforderungen der Richtlinie
gewährleisten.
Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch
und ordnungsgemäß in Form schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen zusammenzustel­
len. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, daß die Qualitätssiche­
rungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte einheitlich ausgelegt werden.
Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten:
— Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements

in bezug auf die Gerätequalität;
— Fertigungsverfahren, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken und andere systematische

Maßnahmen;

— Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Herstellung durchgeführt werden
(mit Angabe ihrer Häufigkeit);

— Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte über die Qualifi­
kation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.;

— Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Gerätequalität und die wirksame Arbeits­
weise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können.

3.3 . Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2
genannten Anforderungen erfüllt. Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechende harmoni­
sierte Norm anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen. Mindestens ein
Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrungen mit der Bewertung der betreffenden Gerätetech­
nik verfügen. Das Bewertungsverfahren umfaßt auch eine Kontrollbesichtigung des Herstellerwerks.
Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung
und eine Begründung der Entscheidung.

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem in seiner
zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, daß es stets sachgemäß und effizient funktio­
niert.

Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter unterrichtet die benannte Stelle , die das Qualitätssicherungs­
system zugelassen hat, über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems.
Die benannte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte Qualitätssiche­
rungssystem noch den in Nummer 3.2 genannten Anforderungen entspricht oder ob eine erneute
Bewertung erforderlich ist .

Sie teilt ihre Entscheidung dem Hersteller mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und
eine Begründung der Entscheidung.
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4 . Überwachung unter der Verantwortlichkeit der benannten Stelle
4.1 . Die Überwachung soll gewährleisten, daß der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen

Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2 . Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Herstellungs-,
Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung.
Hierzu gehören insbesondere
— Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;
— Qualitätsberichte, wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in

diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3 . Die benannte Stelle führt regelmäßig Nachprüfungen durch, um sicherzustellen, daß der Hersteller das
Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen Bericht über die
Nachprüfungen.

4.4. Darüber hinaus kann die benannte Stelle dem Hersteller unangemeldete Besuche abstatten. Während
dieser Besuche kann die benannte Stelle erforderlichenfalls Prüfungen zur Kontrolle des ordnungsgemä­
ßen Funktionierens des Qualitätssicherungssystems durchführen oder durchführen lassen . Die benannte
Stelle stellt dem Hersteller einen Bericht über den Besuch und im Fall einer Prüfung einen Prüfbericht
zur Verfügung.

5 . Der Hersteller hält mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Geräts folgende
Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung:

— die Unterlagen gemäß Nummer 3.1 zweiter Gedankenstrich;

— die Aktualisierungen gemäß Nummer 3.4 zweiter Absatz;

— die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle gemäß Nummer 3.4 vierter Absatz,
Nummer 4.3 und Nummer 4.4 .

6 . Jede benannte Stelle teilt den anderen benannten Stellen die einschlägigen Angaben über die
ausgestellten bzw. zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mit .
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ANHANG V

MODUL: PRÜFUNG DER PRODUKTE

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter gewährleistet und erklärt, daß die betreffenden Geräte, auf die die
Bestimmungen nach Nummer 3 angewendet wurden, der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung
beschriebenen Bauart entsprechen und die einschlägigen Anforderungen der Richtlinie erfüllen.

2 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozeß die Übereinstimmung
der Geräte mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den
einschlägigen Anforderungen der Richtlinie gewährleistet. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter bringt an jedem Gerät die CE-Kennzeichnung an und stellt eine Konformi­
tätserklärung aus.

3 . Die benannte Stelle nimmt die entsprechenden Prüfungen und Versuche durch Kontrolle und
Erprobung jedes einzelnen Geräts gemäß Nummer 4 vor, um die Übereinstimmung des Geräts mit den
entsprechenden Anforderungen der Richtlinie zu überprüfen.

Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bewahrt nach dem letzten
Fertigungsdatum des Geräts mindestens zehn Jahre lang eine Kopie der Konformitätserklärung auf.

4 . Kontrolle und Erprobung jedes einzelnen Geräts

4.1 . Alle Geräte werden einzeln geprüft und dabei entsprechenden Prüfungen, wie sie in den in Artikel 5
genannten Normen vorgesehen sind, oder gleichwertigen Prüfungen unterzogen, um ihre Übereinstim­
mung mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart und mit den einschlägigen
Anforderungen der Richtlinie zu überprüfen.

4.2 . Die benannte Stelle bringt an jedem zugelassenen Gerät ihre Kennummer an bzw. läßt diese anbringen
und stellt eine schriftliche Konformitätsbescheinigung über die vorgenommenen Prüfungen aus.

4.3 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter muß auf Verlangen die Konformitätsbescheinigung der
benannten Stelle vorlegen können.

ANHANG VI

MODUL: KONFORMITÄT MIT DER BAUART

1 . Dieses Modul beschreibt den Teil des Verfahrens, bei dem der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter sicherstellt und erklärt, daß die betreffenden Geräte der in der EG­
Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die einschlägigen Anforderungen der
Richtlinie erfüllen. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bringt an
jedem Gerät die CE-Kennzeichnung an und stellt eine schriftliche Konformitätserklärung aus.

2 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozeß die Übereinstimmung
der hergestellten Geräte und Schutzsysteme mit der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung beschriebe­
nen Bauart und mit den einschlägigen Anforderungen der Richtlinie gewährleistet.

3 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter bewahrt eine Kopie der Konformitätserklärung mindestens
zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Geräts auf. Ist weder der Hersteller noch sein Bevollmäch­
tigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen
Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbringen des Geräts oder Schutzsystems auf dem
Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist.

Für jedes Gerät werden vom Hersteller oder auf dessen Rechnung die explosionsschutztechnischen
Aspekte des Produkts einer Prüfung unterzogen. Diese Prüfungen werden unter der Verantwortlichkeit
einer vom Hersteller gewählten benannten Stelle durchgeführt .

Der Hersteller bringt unter der Verantwortlichkeit der benannten Stelle deren Kennummer während des
Fertigungsprozesses an.
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ANHANG VII

MODUL : QUALITÄTSSICHERUNG PRODUKT

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller, der die Verpflichtungen nach
Nummer 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, daß die Geräte der in der EG-Baumusterprüfbescheinigung
beschriebenen Bauart entsprechen. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger Bevoll­
mächtigter bringt an jedem Gerät die CE-Kennzeichnung an und stellt eine schriftliche Konformitäts­
erklärung aus . Der CE-Kennzeichnung wird die Kennummer der benannten Stelle hinzugefügt, die für
die EG-Überwachung gemäß Nummer 4 zuständig ist .

2 . Der Hersteller unterhält ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Endabnahme des Geräts
und die Prüfung gemäß Nummer 3 und unterliegt der Überwachung gemäß Nummer 4.

3 . Qualitätssicherungssystem

3.1 . Der Hersteller beantragt bei einer benannten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines Qualitätssiche­
rungssystems für die betreffenden Geräte.

Der Antrag enthält folgendes:

— alle einschlägigen Angaben über die vorgesehene Gerätekategorie;

— die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;

— die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und eine Kopie der EG-Baumusterprüf­
bescheinigung.

3.2 . Im Rahmen des Qualitätssicherungssystems wird jedes Gerät geprüft . Es werden Prüfungen gemäß den
in Artikel 5 genannten Normen oder gleichwertige Prüfungen durchgeführt, um die Übereinstimmung
mit den maßgeblichen Anforderungen der Richtlinie zu gewährleisten. Alle vom Hersteller berücksich­
tigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind systematisch und ordnungsgemäß in Form
schriftlicher Maßnahmen, Verfahren und Anweisungen zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das
Qualitätssicherungssystem sollen sicherstellen, daß die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -hand­
bücher und -berichte einheitlich ausgelegt werden .

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten :

— Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des Managements
in bezug auf die Produktqualität;

— nach der Herstellung durchgeführte Untersuchungen und Prüfungen ;
— Mittel , mit denen die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht wird;
— Qualitätsberichte wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in

diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw .

3.3 . Die benannte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die in Nummer 3.2
genannten Anforderungen erfüllt . Bei Qualitätssicherungssystemen, die die entsprechende harmoni­
sierte Norm anwenden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen.

Mindestens ein Mitglied des Bewertungsteams soll über Erfahrungen mit der Bewertung der betreffen­
den Produkttechnik verfügen. Das Bewertungsverfahren umfaßt auch einen Besuch des Hersteller­
werks.

Die Entscheidung wird dem Hersteller mitgeteilt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung
und eine Begründung der Entscheidung.

3.4 . Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem zugelassenen Qualitätssicherungssystem
zu erfüllen und dieses so aufrechtzuerhalten, daß es angemessen und wirksam bleibt .

Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter unterrichtet die benannte Stelle , die das Qualitätssicherungs­
system zugelassen hat, laufend über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems.
Die benannte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte Qualitätssiche­
rungssystem den in Nummer 3.2 genannten Anforderungen noch entspricht oder ob eine erneute
Bewertung erforderlich ist .

Sie teilt ihre Entscheidung dem Hersteller mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und
die Begründung der Entscheidung.
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4. Überwachung unter der Verantwortung der benannten Stelle

4.1 . Die Überwachung soll gewährleisten, daß der Hersteller die Verpflichtungen aus dem zugelassenen
Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt.

4.2 . Der Hersteller gewährt der benannten Stelle zu Inspektionszwecken Zugang zu den Abnahme-, Prüf­
und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. Hierzu gehören
insbesondere

— Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem;
— technische Unterlagen;
— die Qualitätsberichte, wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte über die Qualifikation der in

diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw.

4.3 . Die benannte Stelle führt regelmäßig Nachprüfungen durch, um sicherzustellen, daß der Hersteller das
Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm einen Bericht über das
Qualitätsaudit.

4.4 . Darüber hinaus kann die benannte Stelle dem Hersteller unangemeldete Besuche abstatten. Bei diesen
Besuchen kann die benannte Stelle bei Bedarf Prüfungen zur Kontrolle des ordnungsgemäßen
Funktionierens des Qualitätssicherungssystems vornehmen oder vornehmen lassen . Sie stellt dem
Hersteller einen Bericht über den Besuch und im Fall einer Prüfung einen Prüfbericht zur Verfügung.

5 . Der Hersteller hält mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des letzten Geräts folgende
Unterlagen für die einzelstaatlichen Behörden zur Verfügung:

— die Unterlagen gemäß Nummer 3.1 dritter Gedankenstrich;

— die Aktualisierungen gemäß Nummer 3.4 zweiter Absatz;

— die Entscheidungen und Berichte der benannten Stelle gemäß Nummer 3.4 vierter Absatz,
Nummer 4.3 und Nummer 4.4.

6 . Jede benannte Stelle teilt den anderen Stellen die einschlägigen Angaben über die ausgestellten bzw.
zurückgezogenen Zulassungen für Qualitätssicherungssysteme mit.
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ANHANG VIII

MODUL: INTERNE FERTIGUNGSKONTROLLE

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren , bei dem der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft ansässiger
Bevollmächtigter, der die Verpflichtungen nach Nummer 2 erfüllt, sicherstellt und erklärt, daß die
Geräte die einschlägigen Anforderungen der Richtlinie erfüllen . Der Hersteller oder sein in der
Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter bringt an jedem Gerät die CE-Kennzeichnung an und stellt
eine schriftliche Konformitätserklärung aus.

2 . Der Hersteller erstellt die unter Nummer 3 beschriebenen technischen Unterlagen; er oder sein in der
Gemeinschaft ansässiger Bevollmächtigter halten sie mindestens zehn Jahre lang nach Herstellung des
letzten Geräts zur Einsichtnahme durch die zuständigen nationalen Behörden bereit .

Ist weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der Gemeinschaft ansässig, so fällt diese
Verpflichtung zur Bereithaltung der technischen Unterlagen der Person zu, die für das Inverkehrbringen
des Geräts auf dem Gemeinschaftsmarkt verantwortlich ist.

3 . Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des Geräts mit den Anforde­
rungen der Richtlinie ermöglichen . Sie müssen in dem für diese Bewertung erforderlichen Maße Entwurf,
Fertigung und Funktionsweise des Geräts abdecken .

Sie enthalten :

— eine allgemeine Beschreibung der Geräte;

— Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Montage-Untergruppen, Schaltkreisen
usw.;

— Beschreibungen und Erläuterungen , die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne
sowie der Funktionsweise der Geräte erforderlich sind;

— eine Liste der ganz oder teilweise angewandten Normen sowie eine Beschreibung der zur Erfüllung
der Sicherheitsaspekte der Richtlinie gewählten Lösungen, soweit Normen nicht angewandt worden
sind;

— die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Prüfungen usw.;

— Prüfberichte .

4 . Der Hersteller oder sein Bevollmächtigter bewahrt zusammen mit den technischen Unterlagen eine Kopie
der Konformitätserklärung auf.

5 . Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit das Fertigungsverfahren die Übereinstim­
mung der Geräte mit den in Nummer 2 genannten technischen Unterlagen und mit den für sie geltenden
Anforderungen der Richtlinie gewährleistet.
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ANHANG IX

MODUL: EINZELPRÜFUNG

1 . Dieses Modul beschreibt das Verfahren, bei dem der Hersteller sicherstellt und erklärt, daß das
betreffende Gerät oder Schutzsystem, für das die Bescheinigung nach Nummer 2 ausgestellt wurde, die
einschlägigen Anforderungen der Richtlinie erfüllt. Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
ansässiger Bevollmächtigter bringt die CE-Kennzeichnung an dem Gerät oder Schutzsystem an und stellt
eine Konformitätserklärung aus .

2 . Die benannte Stelle untersucht das Gerät oder Schutzsystem und unterzieht es dabei entsprechenden
Prüfungen gemäß den in Artikel 5 genannten Normen oder gleichwertigen Prüfungen, um seine
Übereinstimmung mit den einschlägigen Anforderungen der Richtlinie zu überprüfen.
Die benannte Stelle bringt ihre Kennummer an dem zugelassenen Gerät oder Schutzsystem an oder läßt
diese anbringen und stellt eine Konformitätsbescheinigung über die durchgeführten Prüfungen aus.

3 . Zweck der technischen Unterlagen ist es , die Bewertung der Übereinstimmung mit den Anforderungen
der Richtlinie sowie das Verständnis der Konzeption, der Herstellung und der Funktionsweise des Geräts
oder Schutzsystems zu ermöglichen.

Die technischen Unterlagen müssen, soweit für die Bewertung erforderlich, folgendes enthalten:

— eine allgemeine Beschreibung des Produkttyps;

— Entwürfe, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, Baugruppen, Schaltkreisen usw.;

— Beschreibungen und Erläuterungen, die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne
sowie der Funktionsweise des Geräts oder Schutzsystems erforderlich sind;

— eine Liste der in Artikel 5 genannten, ganz oder teilweise angewandten Normen sowie eine
Beschreibung der zur Erfüllung der grundlegenden Anforderungen gewählten Lösungen, soweit die in
Artikel 5 genannten Normen nicht angewandt worden sind ;

— die Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Prüfungen usw.;
— Prüfberichte .
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ANHANG X

A. CE-Kennzeichnung

Die CE-Konformitätskennzeichnung besteht aus den Buchstaben „ CE" mit folgendem Schriftbild :

Bei Verkleinerung oder Vergrößerung der CE-Kennzeichnung müssen die sich aus dem oben abgebilde­
ten Raster ergebenden Proportionen eingehalten werden.

Die verschiedenen Bestandteile der CE-Kennzeichnung müssen etwa gleich hoch sein; die Mindesthöhe
beträgt 5 mm .

Bei kleinen Geräten, Schutzsystemen oder Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 kann von
dieser Mindesthöhe abgewichen werden.

B. Inhalt der EG-Konformitätserklärung

Die EG-Konformitätserklärung muß beinhalten :

— Namen oder Erkennungszeichen und Anschrift des Herstellers oder seines in der Gemeinschaft
ansässigen Bevollmächtigten ;

— Beschreibung des Geräts, des Schutzsystems oder der Vorrichtung im Sinne des Artikels 1
Absatz 2;

— sämtliche einschlägigen Bestimmungen, denen das Gerät , das Schutzsystem oder die Vorrichtung im
Sinne des Artikels 1 Absatz 2 entspricht;

— gegebenenfalls Namen, Kennummer und Anschrift der benannten Stelle sowie Nummer der EG­
Baumusterbescheinigung;

— gegebenenfalls Bezugnahme auf die harmonisierten Normen ;

— gegebenenfalls die verwendeten Normen und technischen Spezifikationen;

— gegebenenfalls Bezugnahme auf die anderen angewandten Gemeinschaftsrichtlinien;
— Identität des vom Hersteller oder seinem in der Gemeinschaft ansässigen Bevollmächtigten beauftrag­

ten Unterzeichners .
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ANHANG XI

VON DEN MITGLIEDSTAATEN ZU BERÜCKSICHTIGENDE MINDESTKRITERIEN FÜR DIE
BENENNUNG DER STELLEN

1 . Die Stelle, ihr Leiter und das mit der Durchführung beauftragte Personal dürfen weder mit dem Urheber
des Entwurfs , dem Hersteller, dem Lieferanten oder dem Installateur der zu prüfenden Geräte,
Schutzsysteme oder Vorrichtungen im Sinne des Artikels 1 Absatz 2 identisch noch Beauftragte einer
dieser Personen sein . Sie dürfen weder unmittelbar noch als Beauftragte an der Planung, am Bau, am
Vertrieb oder an der Instandhaltung dieser Geräte, Schutzsysteme oder Vorrichtungen im Sinne des
Artikels 1 Absatz 2 beteiligt sein . Die Möglichkeit eines Austauschs technischer Informationen zwischen
dem Hersteller und der Stelle wird dadurch nicht ausgeschlossen .

2 . Die Stelle und das mit der Prüfung beauftragte Personal müssen die Prüfung mit höchster beruflicher
Integrität und größter technischer Kompetenz durchführen und unabhängig von jeder Einflußnahme —
vor allem finanzieller Art — auf ihre Beurteilung oder die Ergebnisse ihrer Prüfung sein, insbesondere
von der Einflußnahme seitens Personen oder Personengruppen, die an den Ergebnissen der Prüfungen
interessiert sind .

3 . Die Stelle muß über das Personal verfügen und die Mittel besitzen, die zur angemessenen Erfüllung der
mit der Durchführung der Prüfungen verbundenen technischen und administrativen Aufgaben erforder­
lich sind ; sie muß außerdem Zugang zu den für außerordentliche Prüfungen erforderlichen Geräten
haben.

4 . Das mit den Prüfungen beauftragte Personal muß folgendes besitzen :

— eine gute technische und berufliche Ausbildung;

— eine ausreichende Kenntnis der Vorschriften für die von ihm durchgeführten Prüfungen und eine
ausreichende praktische Erfahrung auf diesem Gebiet;

— die erforderliche Eignung für die Abfassung der Bescheinigungen, Protokolle und Berichte, in denen
die durchgeführten Prüfungen niedergelegt werden .

5 . Die Unabhängigkeit des mit der Prüfung beauftragten Personals ist zu gewährleisten. Die Höhe der
Entlohnung jedes Prüfers darf sich weder nach der Zahl der von ihm durchgeführten Prüfungen noch
nach den Ergebnissen dieser Prüfung richten.

6 . Die Stelle muß eine Haftpflichtversicherung abschließen, es sei denn, diese Haftpflicht wird aufgrund der
innerstaatlichen Rechtsvorschriften vom Staat gedeckt oder die Prüfungen werden unmittelbar von dem
Mitgliedstaat durchgeführt .

7 . Das Personal der Stelle ist — außer gegenüber den zuständigen Behörden des Staates , in dem es seine
Tätigkeit ausübt — im Rahmen der Richtlinie oder jeder anderen innerstaatlichen Rechtsvorschrift , die
ihr Wirkung verleiht , durch das Berufsgeheimnis gebunden.
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RICHTLINIE 94/1 0/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 23 . März 1994

zur zweiten wesentlichen Änderung der Richtlinie 83/189/EWG über ein Informationsverfahren
auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND
DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf die Artikel 100a, 213
und 43,

auf Vorschlag der Kommission ( 1 ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

nach dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe:

Im Hinblick auf das reibungslose Funktionieren des Bin­
nenmarktes ist es angebracht, durch eine Änderung des
Informationsverfahrens der Richtlinie 83/189/EWG ( 3 ) bei
den nationalen Maßnahmen zur Erstellung von Normen
oder technischen Vorschriften die größtmögliche Trans­
parenz zu gewährleisten.

Um Hemmnisse beim reibungslosen Funktionieren des
Binnenmarktes zu beseitigen , ist es angebracht, den
Anwendungsbereich der genannten Richtlinie zu erwei­
tern .

Angesichts der Erfahrungen sollte das Notifizierungsver­
fahren für die Arbeitsprogramme der nationalen Nor­
mungsgremien geändert werden, um die notifizierungs­
pflichtigen Informationen genauer zu definieren und das
Verfahren flexibler und weniger kostspielig zu gestalten.

Die systematische Notifizierungspflicht besteht nur für
Gegenstände, die neu genormt werden, sofern diese auf
nationaler Ebene vorgenommenen Maßnahmen Unter­
schiede in den nationalen Normen zur Folge haben kön­
nen, die den Markt beeinträchtigen könnten . Jede weitere
Notifizierung oder Mitteilung über die Fortschritte der
nationalen Arbeiten soll davon abhängen, ob diejenigen,
die zuvor über den Gegenstand der Normung unterrichtet
worden sind, an diesen Arbeiten interessiert sind .

Die Kommission muß jedoch die nationalen Normungs­
programme teilweise oder vollständig anfordern können,
um die Entwicklungen der Normung in bestimmten Wirt­
schaftszweigen zu überprüfen .

Das Europäische Normungssystem muß durch und für
die Betroffenen angewandt werden, und zwar auf der
Grundlage von Kohärenz, Transparenz, Offenheit, Kon­
sens, Unabhängigkeit von Einzelinteressen, Effizienz und
Entscheidungen unter Mitwirkung der einzelnen Staaten .

Das Funktionieren der Normung in der Gemeinschaft
muß auf den Grundrechten der nationalen Normungsgre­
mien beruhen, wie zum Beispiel die Möglichkeit,
Normenentwürfe zu erhalten, die aufgrund der übermit­
telten Bemerkungen getroffenen Maßnahmen zu erfahren,
an den nationalen Normungstätigkeiten teilzunehmen
oder anstelle nationaler Normen die Ausarbeitung euro­
päischer Normen zu fordern . Es ist Aufgabe der Mitglied­
staaten, die in ihrer Macht stehenden gebotenen Maßnah­
men zu ergreifen, damit ihre Normungsgremien diese
Rechte respektieren .

Die Bestimmungen der Richtlinie 83/189/EWG betreffend
die Stillhaltefrist für die nationalen Normungsgremien
während der Ausarbeitung einer europäischen Norm sind
an die entsprechenden von diesen Gremien im Rahmen
der europäischen Normungsgremien erlassenen Bestim­
mungen anzupassen .

Hinsichtlich der technischen Vorschriften für Erzeugnisse
beinhalten die Maßnahmen zur Gewährleistung des rei­
bungslosen Funktionierens des Marktes oder für seine
Vollendung insbesondere eine größere Transparenz der
nationalen Vorhaben sowie eine Ausweitung der Kriterien
und Bedingungen für die Abschätzung der Auswirkungen
der geplanten Regelungen auf den Markt.

Aus dieser Sicht ist es wichtig, daß alle für ein Erzeugnis
geltenden Bestimmungen und die Entwicklungen bei den
nationalen Regelungspraktiken für die Erzeugnisse be­
rücksichtigt werden .

Die Vorschriften, die keine technischen Spezifikationen
sind und den Lebenszyklus eines Erzeugnisses nach sei­
nem Inverkehrbringen betreffen , können den freien Ver­
kehr dieses Erzeugnisses beeinträchtigen oder Hindernisse
beim reibungslosen Funktionieren des Binnenmarktes
schaffen .

Bei der Anwendung der Richtlinie 83/189/EWG hat es
sich erwiesen, daß der Begriff der technischen De-facto­
Vorschrift geklärt werden muß. Die Bestimmungen, nach
denen sich eine Behörde auf technische Spezifikationen
oder sonstige Vorschriften bezieht oder zu ihrer Einhal­
tung auffordert sowie die Produktvorschriften, an deren
Anwendung die Behörde aus Gründen des öffentlichen
Interesses beteiligt ist, verleihen diesen Spezifikationen
und Vorschriften eine stärkere Verbindlichkeit, als sie
eigentlich aufgrund ihres privaten Ursprungs hätten .

( ! ) ABl . Nr. C 340 vom 23 . 12 . 1992, S. 7 .
( 2 ) ABl . Nr. C 201 vom 26 . 7. 1993 , S. 11 .
( 3 ) ABl . Nr. L 109 vom 26 . 4. 1983 , S. 8 . Richtlinie zuletzt ge­

ändert durch die Entscheidung 92/400/EWG (ABl . Nr. L 221
vom 6 . 8 . 1992 , S. 55 ).
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Merkmale für ein Erzeugnis vorschreibt,
wie Qualitätsstufen, Gebrauchstauglichkeit,
Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich
der Vorschriften über Verkaufsbezeichnung,
Terminologie, Symbole, Prüfungen und
Prüfverfahren, Verpackung, Kennzeichnung
und Beschriftung des Erzeugnisses sowie
über Konformitätsbewertungsverfahren .

Unter dem Begriff technische Spezifikation'
fallen ferner die Herstellungsmethoden und
-verfahren für die landwirtschaftlichen Er­
zeugnisse gemäß Artikel 38 Absatz 1 des
Vertrages, für die Erzeugnisse, die zur
menschlichen und tierischen Ernährung
bestimmt sind, und für die Arzneimittel
gemäß Artikel 1 der Richtlinie 65/65/
EWG (*) sowie die Herstellungsmethoden
und -verfahren für die anderen Erzeugnisse,
sofern diese die Merkmale dieser Erzeug­
nisse beeinflussen .

3 . Sonstige Vorschrift : eine Vorschrift für ein
Erzeugnis, die keine technische Spezifikation
ist und insbesondere zum Schutz der Ver­
braucher oder der Umwelt erlassen wird
und die seinen Lebenszyklus nach dem
Inverkehrbringen betrifft, wie Vorschriften
für Gebrauch, Wiederverwertung, Wieder­
verwendung oder Beseitigung, sofern diese
Vorschriften die Zusammensetzung oder die
Art des Erzeugnisses bzw. seine Vermark­
tung wesentlich beeinflussen können.

Es ist daher unbedingt erforderlich , das Dringlichkeitsver­
fahren so anzuwenden, daß es die bisherige Erfahrung
einbezieht .

Die Erfahrungen aus der Anwendung der Richtlinie
83/189/EWG haben gezeigt, daß es angebracht ist ,
bestimmte Definitionen, Verfahrensvorschriften oder Ver­
pflichtungen der Mitgliedstaaten aus der genannten
Richtlinie zu klären oder zu präzisieren , unbeschadet der
Pflichten, welche sich aus der Anwendung anderer
gemeinschaftlicher Richtlinien ergeben .

Durch den Binnenmarkt soll den Unternehmen ein besse­
res Umfeld für die Wettbewerbsfähigkeit gewährleistet
werden; eine bessere Nutzung der Vorteile dieses Marktes
durch die Unternehmen erfordert insbesondere eine ver­
stärkte Information . Deshalb ist es notwendig, daß den
Wirtschaftsteilnehmern durch die regelmäßige Veröffent­
lichung der Titel der notifizierten Entwürfe sowie durch
die Änderungen der Bestimmungen über die Vertraulich­
keit dieser Entwürfe die Möglichkeit gegeben wird, zu
den geplanten technischen Vorschriften anderer Mitglied­
staaten Stellung zu nehmen.

Aus Gründen der Rechtssicherheit ist es angebracht, daß
die Mitgliedstaaten öffentlich bekanntgeben, daß eine
nationale technische Vorschrift unter Einhaltung der
Richtlinie 83/189/EWG in der Fassung der vorliegenden
Richtlinie in Kraft gesetzt worden ist .

Der Binnenmarkt setzt voraus, daß die Kommission in
Fällen, in denen der Grundsatz der gegenseitigen An­
erkennung durch die Mitgliedstaaten nicht angewandt
werden kann, das Inkraftsetzen verbindlicher Rechtsakte
der Gemeinschaft vorschlägt . Es wurde eine besondere
Stillhaltefrist festgesetzt , um zu vermeiden, daß durch
nationale Maßnahmen die Annahme von Vorschlägen
durch den Rat beeinträchtigt wird, die von der Kommis­
sion in dem gleichen Bereich unterbreitet wurden.

Die bisherige Erfahrung hat gezeigt, daß die Stillhaltefrist ,
um ihren Zweck zu erfüllen, angesichts der Dauer der
Erörterungen im Rat verlängert werden muß . Um den
Beschluß von Gemeinschaftsmaßnahmen durch den Rat
zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten davon absehen,
eine technische Vorschrift in Kraft zu setzen , wenn der
Rat einen gemeinsamen Standpunkt zu einem Vorschlag
der Kommission betreffend dasselbe Sachgebiet festgelegt
hat —

(*) ABl . Nr . 22 vom 9 . 2 . 1965 , S. 369/65 .
Richtlinie zuletzt geändert durch die Richt­
linie 93/39/EWG (ABl . Nr . L 214 vom 24 . 8 .
1993 , S. 22)."

c ) Die bisherige Nummer 2 wird durch folgende
Nummer ersetzt:

„4 . Norm: technische Spezifikation, die von
einer anerkannten Normungsorganisation
zur wiederholten oder ständigen Anwen­
dung angenommen wurde, deren Einhal­
tung jedoch nicht zwingend vorgeschrieben
ist und bei der es sich um eine der nachste­
hend beschriebenen Kategorien handelt :

— internationale Norm: Norm, die von
einer internationalen Normungsorgani­
sation angenommen wird und der
Öffentlichkeit zugänglich ist;

— europäische Norm: Norm, die von einer
der europäischen Normungsorganisatio­
nen angenommen wird und der Öffent­
lichkeit zugänglich ist ;

— nationale Norm: Norm, die von einer
nationalen Normungsorganisation ange­
nommen wird und der Öffentlichkeit
zugänglich ist."

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Die Richtlinie 83/189/EWG wird wie folgt geändert :

1 . Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a ) Nummer 7 wird Nummer 1 ;

b ) die bisherige Nummer 1 wird durch folgende
Nummern ersetzt :

„2 . Technische Spezifikation: Spezifikation, die
in einem Schriftstück enthalten ist , das
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d) Die bisherige Nummer 3 wird durch folgende
Nummer ersetzt :

„ 5 . Normungsprogramm: Arbeitsplan einer an­
erkannten normenschaffenden Körper­
schaft, welcher die laufenden Arbeitsthemen
der Normungstätigkeit enthält."

e ) Nummer 4 wird zu Nummer 6 .

f) Nummer 7 erhält folgende Fassung:

„ 7. Europäische Normungsorganisation : eine in
Anhang I aufgeführte Organisation."

g) Es werden folgende Nummern angefügt:

„ 8 . Nationale Normungsorganisation: eine in
Anhang II aufgeführte Organisation .

9 . Technische Vorschrift : technische Spezifika­
tionen sowie sonstige Vorschriften ein­
schließlich der einschlägigen Verwaltungs­
vorschriften, deren Beachtung de jure oder
de facto für das Inverkehrbringen oder die
Verwendung in einem Mitgliedstaat oder in
einem großen Teil dieses Staates verbindlich
ist, sowie — vorbehaltlich der Bestimmun­
gen des Artikels 10 — der Rechts- und
Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten, mit denen Herstellung, Einfuhr, Inver­
kehrbringen oder Verwendung eines Er­
zeugnisses verboten wird.

Technische De-facto-Vorschriften sind ins­
besondere :

— die Rechts- oder Verwaltungsvorschrif­
ten eines Mitgliedstaats, in denen entwe­
der auf technische Spezifikationen bzw.
sonstige Vorschriften oder auf Berufsko­
dizes bzw. Verhaltenskodizes , die ihrer­
seits einen Verweis auf technische Spezi­
fikationen oder sonstige Vorschriften
enthalten , verwiesen wird und deren
Einhaltung eine Konformität mit den
durch die genannten Rechts- oder Ver­
waltungsvorschriften festgelegten Be­
stimmungen vermuten läßt;

— freiwillige Vereinbarungen, bei denen
der Staat Vertragspartei ist und die im
öffentlichen Interesse die Einhaltung von
technischen Spezifikationen und sonsti­
gen Vorschriften mit Ausnahme der Ver­
gabevorschriften im öffentlichen Be­
schaffungswesen bezwecken;

— die technischen Spezifikationen bzw.
sonstigen Vorschriften, die mit steuer­
lichen oder finanziellen Maßnahmen
verbunden sind , die auf den Verbrauch
der Erzeugnisse Einfluß haben, indem
sie die Einhaltung dieser technischen
Spezifikationen bzw. sonstigen Vor­
schriften fördern; dies gilt nicht für tech­

nische Spezifikationen bzw. sonstige
Vorschriften, die die nationalen Systeme
der sozialen Sicherheit betreffen .

Dies betrifft die technischen Vorschriften,
die von den durch die Mitgliedstaaten
benannten Behörden festgelegt werden und
in einer von der Kommission vor dem Zeit­
punkt der Anwendung dieser Richtlinie im
Rahmen des Ausschusses nach Artikel 5 zu
erstellenden Liste aufgeführt sind .
Änderungen dieser Liste werden nach dem­
selben Verfahren vorgenommen.

10 . Entwurf einer technischen Vorschrift: Text
einer technischen Spezifikation oder einer
sonstigen Vorschrift einschließlich Verwal­
tungsvorschriften, der ausgearbeitet worden
ist , um diese Spezifikation als technische
Vorschrift festzuschreiben oder letztlich
festschreiben zu lassen, und der sich im
Stadium der Ausarbeitung befindet, in dem
noch wesentliche Änderungen möglich
sind .

Diese Richtlinie gilt nicht für Maßnahmen, die die
Mitgliedstaaten im Rahmen des Vertrages zum
Schutz von Personen, insbesondere der Arbeitneh­
mer, bei der Verwendung von Erzeugnissen für
erforderlich halten, sofern diese Maßnahmen keine
Auswirkungen auf die Erzeugnisse haben."

2 . Artikel 2 erhält folgende Fassung:

„Artikel 2

( 1 ) Die Kommission und die in den Anhängen I
und II aufgeführten Normungsgremien werden über
die neuen Gegenstände unterrichtet, für die die in
Anhang II aufgeführten nationalen Gremien durch
die Aufnahme in ihr Normungsprogramm beschlos­
sen haben, eine Norm auszuarbeiten oder zu ändern,
sofern es sich nicht um die identische oder äquiva­
lente Übertragung einer internationalen oder euro­
päischen Norm handelt .

( 2 ) In den in Absatz 1 genannten Informationen
wird insbesondere angegeben, ob es sich bei der
Norm handelt um:

— die nicht äquivalente Übertragung einer interna­
tionalen Norm;

— eine neue nationale Norm;

— die Änderung einer nationalen Norm.

Die Kommission kann nach Anhörung des in Arti­
kel 5 vorgesehenen Ausschusses Regeln für die ko­
difizierte Vorlage dieser Informationen sowie ein
Schema und Kriterien aufstellen, nach denen die
Informationen abzufassen sind, um ihre Auswertung
zu erleichtern.

( 3 ) Die Kommission kann die teilweise oder voll­
ständige Übermittlung der Normungsprogramme
verlangen.
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Diese Informationen stehen den Mitgliedstaaten bei
der Kommission in einer Form zur Verfügung, die
eine Beurteilung und den Vergleich der verschiede­
nen Normungsprogramme gestattet .

( 4 ) Gegebenenfalls ändert die Kommission An­
hang II auf der Grundlage der Mitteilungen der
Mitgliedstaaten .

( 5 ) Der Rat entscheidet auf Vorschlag der Kom­
mission über jede Änderung des Anhangs I. "

3 . Artikel 3 erhält folgende Fassung :

„Artikel 3

Die in den Anhängen I und II aufgeführten Nor­
mungsgremien sowie die Kommission erhalten auf
Anforderung alle Normenentwürfe. Sie werden von
den betroffenen Normungsgremien über die Maß­
nahmen unterrichtet, die aufgrund ihrer eventuellen
Bemerkungen zu diesen Entwürfen getroffen wur­
den."

4 . Artikel 4 erhält folgende Fassung :

„Artikel 4

( 1 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle gebotenen
Maßnahmen, damit ihre Normungsgremien

— die Informationen gemäß den Artikeln 2 und 3
übermitteln;

— die Normenentwürfe so veröffentlichen, daß Be­
merkungen auch von einer Partei eingehen kön­
nen, die in einem anderen Mitgliedstaat niederge­
lassen ist ;

— den anderen in Anhang II aufgeführten Gremien
das Recht zur passiven oder aktiven Teilnahme
(durch Entsendung eines Beobachters ) an den
geplanten Arbeiten einräumen;

— sich nicht dagegenstellen, daß ein in ihrem
Arbeitsprogramm enthaltener Normungsgegen­
stand auf europäischer Ebene nach den Regeln
der europäischen Normungsgremien behandelt
wird , und keine Maßnahme ergreifen , die einer
Entscheidung hierüber vorgreifen könnte .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten sehen insbesondere von
jeder Anerkennung, Zulassung oder Verwendung ab,
bei der auf eine nationale Norm verwiesen wird, die
in Widerspruch zu den Artikeln 2 , 3 und 4 in Kraft
gesetzt worden ist ."

5 . Artikel 7 Absatz 1 erhält folgende Fassung :

„( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen
Maßnahmen, damit ihre Normungsorganisationen
während der Ausarbeitung nach Artikel 6 Absatz 3
erster Gedankenstrich oder nach der Annahme einer
europäischen Norm nichts unternehmen, was die
angestrebte Harmonisierung beeinträchtigen könnte,
und damit sie insbesondere in dem betreffenden

Bereich keine neue oder überarbeitete nationale
Norm veröffentlichen, die nicht vollständig mit einer
bestehenden europäischen Norm übereinstimmt."

6 . Artikel 8 wird wie folgt geändert :

a ) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„( 1 ) Vorbehaltlich des Artikels 10 übermitteln
die Mitgliedstaaten der Kommission unverzüg­
lich jeden Entwurf einer technischen Vorschrift,
sofern es sich nicht um eine vollständige Übertra­
gung einer internationalen oder europäischen
Norm handelt; in diesem Fall reicht die Mittei­
lung aus, um welche Norm es sich handelt . Sie
unterrichten die Kommission gleichzeitig in einer
Mitteilung über die Gründe, die die Festlegung
einer derartigen technischen Vorschrift erforder­
lich machen, es sei denn, die Gründe gehen
bereits aus dem Entwurf hervor.

Gegebenenfalls — sofern dies noch nicht bei
einer früheren Mitteilung geschehen ist — über­
mitteln die Mitgliedstaaten gleichzeitig den
Wortlaut der hauptsächlich und unmittelbar
betroffenen grundlegenden Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften, wenn deren Wortlaut für die
Beurteilung der Tragweite des Entwurfs einer
technischen Vorschrift notwendig ist .

Die Mitgliedstaaten machen eine weitere Mittei­
lung in der vorgenannten Art und Weise, wenn
sie an dem Entwurf einer technischen Vorschrift
wesentliche Änderungen vornehmen, die den
Anwendungsbereich ändern, den ursprünglichen
Zeitpunkt für die Anwendung vorverlegen, Spe­
zifikationen oder Vorschriften hinzufügen oder
verschärfen .

Zielt der Entwurf einer technischen Vorschrift
insbesondere darauf ab, das Inverkehrbringen
oder die Verwendung eines Stoffes , einer Zube­
reitung oder eines chemischen Erzeugnisses aus
Gründen des Gesundheits-, Verbraucher- oder
Umweltschutzes einzuschränken, so übermitteln
die Mitgliedstaaten ebenfalls entweder eine
Zusammenfassung aller zweckdienlichen Anga­
ben über die betroffenen Stoffe, Zubereitungen
oder Erzeugnisse sowie über bekannte und
erhältliche Substitutionsprodukte und, sofern
verfügbar, die Fundstellen dieser Angaben sowie
Angaben über die zu erwartenden Auswirkungen
dieser Maßnahme auf Gesundheit, Umwelt und
Verbraucherschutz, sofern zweckmäßig mit einer
Risikoanalyse, die im Fall eines bereits existieren­
den Stoffes nach den allgemeinen Grundsätzen
für die Beurteilung der Gefahren chemischer
Erzeugnisse im Sinne des Artikels 10 Absatz 4
der Verordnung ( EWG ) Nr. 793/93 (*) und im
Fall eines neuen Stoffes nach den Grundsätzen
im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 der Richtlinie
93/32/EWG (**) durchgeführt wird .

Die Kommission unterrichtet die anderen Mit­
gliedstaaten unverzüglich über den Entwurf einer
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technischen Vorschrift und alle ihr zugegangenen
Dokumente . Sie kann den Entwurf auch dem
nach Artikel 5 eingesetzten Ausschuß und gege­
benenfalls dem jeweils zuständigen Ausschuß zur
Stellungnahme vorlegen.
In bezug auf die technischen Spezifikationen
bzw. sonstigen Vorschriften nach Artikel 1
Nummer 9 dritter Gedankenstrich können die
ausführlichen Bemerkungen oder Stellungnah­
men der Kommission oder der Mitgliedstaaten
sich nur auf den Aspekt der Maßnahme, der
möglicherweise ein Handelshemmnis darstellt,
nicht aber auf den steuerlichen oder finanziellen
Aspekt beziehen .

(*) ABl . Nr. L 84 vom 5 . 4 . 1993, S. 1 .
(**) ABl . Nr. L 154 vom 5 . 6 . 1992 , S. 1 .";

des Artikels 1 Nummer 9 Absatz 2 zweiter
Gedankenstrich nicht vor Ablauf von vier Mona­
ten und

— unbeschadet der Absätze 3 , 4 und 5 jeden ande­
ren Entwurf einer technischen Vorschrift nicht
vor Ablauf von sechs Monaten

nach Eingang der Mitteilung gemäß Artikel 8
Absatz 1 bei der Kommission in Kraft, wenn die
Kommission oder ein anderer Mitgliedstaat inner­
halb von drei Monaten nach der Übermittlung eine
ausführliche Stellungnahme abgibt, der zufolge die
geplante Maßnahme Elemente enthält, die den freien
Warenverkehr im Rahmen des Binnenmarktes beein­
trächtigen könnten .

Der betroffene Mitgliedstaat unterrichtet die Kom­
mission über die Maßnahmen, die er aufgrund der
ausführlichen Stellungnahme plant. Die Kommission
äußert sich zu diesen Maßnahmen.

( 3 ) Die Mitgliedstaaten setzen den Entwurf einer
technischen Vorschrift nicht vor Ablauf von zwölf
Monaten nach Eingang der Mitteilung gemäß Arti­
kel 8 Absatz 1 bei der Kommission in Kraft, wenn
die Kommission innerhalb von drei Monaten nach
diesem Zeitpunkt ihre Absicht bekanntgibt, für den
gleichen Gegenstand eine Richtlinie, eine Verord­
nung oder eine Entscheidung im Sinne des Arti­
kels 189 des Vertrages vorzuschlagen oder anzuneh­
men.

(4 ) Die Mitgliedstaaten setzen den Entwurf einer
technischen Vorschrift nicht vor Ablauf von zwölf
Monaten nach Eingang der Mitteilung gemäß Arti­
kel 8 Absatz 1 bei der Kommission in Kraft, wenn
die Kommission innerhalb von drei Monaten nach
diesem Zeitpunkt die Feststellung bekanntgibt, daß
der Entwurf der technischen Vorschrift einen Gegen­
stand betrifft , für welchen dem Rat ein Vorschlag
für eine Richtlinie , eine Verordnung oder eine Ent­
scheidung im Sinne des Artikels 189 des Vertrages
vorgelegt worden ist .

( 5 ) Legt der Rat innerhalb der Stillhaltefrist
gemäß den Absätzen 3 und 4 einen gemeinsamen
Standpunkt fest, so wird diese Frist vorbehaltlich des
Absatzes 6 auf 18 Monate ausgedehnt.

( 6 ) Die in den Absätzen 3, 4 und 5 genannten
Pflichten gelten nicht mehr,

— wenn die Kommission den Mitgliedstaaten mit­
teilt , daß sie auf ihre Absicht verzichtet, einen
verbindlichen Gemeinschaftsrechtsakt vorzu­
schlagen oder zu erlassen, oder

— wenn die Kommission die Mitgliedstaaten von
der Rücknahme ihres Entwurfs oder Vorschlags
unterrichtet, oder

— sobald ein verbindlicher Gemeinschaftsrechtsakt
von der Kommission oder vom Rat erlassen
worden ist .

b) Die Absätze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:
„( 3 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommis­
sion unverzüglich den endgültigen Wortlaut einer
technischen Vorschrift mit .

(4 ) Die aufgrund dieses Artikels übermittelten
Informationen gelten nicht als vertraulich , es sei
denn, dies wird von dem notifizierenden Mit­
gliedstaat ausdrücklich beantragt. Ein solcher
Antrag ist zu begründen.
Der in Artikel 5 genannte Ausschuß und die
staatlichen Verwaltungen können im Fall eines
solchen Antrags die Sachverständigenmeinung
natürlicher oder juristischer Personen einholen,
die gegebenenfalls im privaten Sektor tätig sind;
sie lassen dabei die nötige Vorsicht walten."

c ) Es wird folgender Absatz angefügt:
„( 5 ) Wenn ein Entwurf für technische Vor­
schriften Bestandteil einer Maßnahme ist, die
aufgrund anderer verbindlicher Gemeinschafts­
akte im Entwurfsstadium der Kommission mitge­
teilt werden müssen, können die Mitgliedstaaten
die Mitteilung gemäß Artikel 8 Absatz 1 im
Rahmen dieses anderen Rechtsakts übersenden,
sofern formell darauf hingewiesen wird, daß sie
auch diese Richtlinie betrifft .

Reagiert die Kommission im Rahmen dieser
Richtlinie nicht auf den Entwurf einer techni­
schen Vorschrift, so hat dies keinen Einfluß auf
eine Entscheidung, die aufgrund anderer Rechts­
akte der Gemeinschaft getroffen werden könn­
te ."

7. Artikel 9 erhält folgende Fassung:

„Artikel 9

( 1 ) Die Mitgliedstaaten setzen den Entwurf einer
technischen Vorschrift nicht vor Ablauf von drei
Monaten nach Eingang der Mitteilung gemäß Arti­
kel 8 Absatz 1 bei der Kommission in Kraft.

( 2 ) Die Mitgliedstaaten setzen
— den Entwurf einer technischen Vorschrift in

Form einer freiwilligen Vereinbarung im Sinne
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( 4 ) Artikel 9 gilt nicht für technische Spezifikatio­
nen bzw. sonstige Vorschriften im Sinne des Arti­
kels 1 Nummer 9 Absatz 2 dritter Gedankenstrich.

(*) ABl . Nr . L 228 vom 11 . 8 . 1992, S. 24."

( 7 ) Die Absätze 1 bis 5 gelten nicht, wenn ein
Mitgliedstaat aus dringenden Gründen, die durch
eine ernste und unvorhersehbare Situation entstan­
den sind und sich auf den Gesundheitsschutz von
Mensch und Tier, auf den Erhalt von Pflanzen oder
auf die Sicherheit beziehen, gezwungen ist, ohne die
Möglichkeit einer vorherigen Konsultation in kürze­
ster Frist technische Vorschriften auszuarbeiten, um
sie unverzüglich zu erlassen und in Kraft zu setzen .
Der Mitgliedstaat begründet in der in Artikel 8
genannten Mitteilung die Dringlichkeit der betreffen­
den Maßnahmen. Die Kommission äußert sich bin­
nen kürzester Frist zu dieser Mitteilung. Bei miß­
bräuchlicher Anwendung dieses Verfahrens trifft sie
die erforderlichen Maßnahmen . Das Europäische
Parlament wird von der Kommission regelmäßig
unterrichtet."

8 .

9 . Artikel 11 erhält folgende Fassung:
„Artikel 11

Die Kommission erstattet dem Europäischen Parla­
ment, dem Rat und dem Wirtschafts- und Sozialaus­
schuß alle zwei Jahre Bericht über die Ergebnisse der
Anwendung dieser Richtlinie . Die Verzeichnisse der
Normungsvorhaben, mit denen die europäischen
Normenorganisationen gemäß dieser Richtlinie be­
treut worden sind , sowie Statistiken über die einge­
gangenen Notifizierungen werden alljährlich im
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröf­
fentlicht."

10 . Artikel 12 erhält folgende Fassung:
„Artikel 12

Erlassen die Mitgliedstaaten eine technische Vor­
schrift, nehmen sie in dieser selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf
diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten dieser Bezugnahme."

11 . Der Anhang wird durch die dieser Richtlinie beige­
fügten Anhänge I und II ersetzt .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtli­
nie vor dem 1 . Juli 1995 nachzukommen. Sie setzen die
Kommission unverzüglich davon in Kenntnis .

Wenn die Mitgliedstaaten diese Vorschriften erlassen,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug . Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten dieser Bezugnahme .

( 2 ) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den
Wortlaut der wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften mit, die sie auf dem unter diese Richtlinie
fallenden Gebiet erlassen .

Artikel 10 erhält folgende Fassung:

„Artikel 10

( 1 ) Die Artikel 8 und 9 gelten nicht für Rechts­
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten
bzw. für freiwillige Vereinbarungen, durch die die
Mitgliedstaaten

— den verbindlichen Gemeinschaftsrechtsakten, mit
denen technische Spezifikationen in Kraft gesetzt
werden, nachkommen;

— die Verpflichtungen aus einem internationalen
Übereinkommen erfüllen, wodurch gemeinsame
technische Spezifikationen in der Gemeinschaft in
Kraft gesetzt werden;

— die Schutzklauseln in Anspruch nehmen, die in
verbindlichen Gemeinschaftsrechtsakten enthal­
ten sind ;

— Artikel 8 Absatz 1 der Richtlinie 92/59/EWG des
Rates vom 29 . Juni 1992 über die allgemeine
Produktsicherheit (* ) anwenden :

— lediglich einem Urteil des Gerichtshofes der
Europäischen Gemeinschaften nachkommen;

— lediglich eine technische Vorschrift im Sinne des
Artikels 1 Nummer 9 zum Zwecke der Beseiti­
gung eines Handelshemmnisses entsprechend
einem Antrag der Kommission ändern.

( 2 ) Artikel 9 gilt nicht für die Rechts- und Ver­
waltungsvorschriften, die die Mitgliedstaaten in
bezug auf ein Herstellungsverbot erlassen, sofern
diese Bestimmungen kein Hindernis für den freien
Warenverkehr darstellen .

( 3 ) Artikel 9 Absätze 3 bis 6 gelten nicht für
freiwillige Vereinbarungen im Sinne des Artikels 1
Nummer 9 Absatz 2 zweiter Gedankenstrich .

Artikel 3

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 23 . März 1994.

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Der Präsident

E. KLEPSCH

Im Namen des Rates

Der Präsident

Th . PANGALOS
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ANHANG

„ANHANG I

Europäische Normungsgremien

CEN

Europäisches Komitee für Normung
CENELEC

Europäisches Komitee für Elektrotechnische Normung
ETSI

Europäisches Institut für Telekommunikationsnormen

ANHANG II

Normungsgremien in den Mitgliedstaaten

1 . BELGIEN

IBN/BIN

7. IRLAND

NSAI

Institut beige de normalisation
Belgisch Instituut voor Normalisatie

National Standards Authority of Ireland
ETCI

CEB/BEC

Comité électrotechnique belge
Belgisch Elekrotechnisch Comité

Electro-Technical Council of Ireland

8 . ITALIEN

UNI
2 . DANEMARK

DS

Dansk Standardiseringsräd
DEK

Ente Nazionale Italiano di Unificazione

CEI

Comitato Elettrotecnico Italiano

Dansk Elektroteknisk Komite 9 . LUXEMBURG

ITM

Inspection du travail et des mines
SEE

Service de l'énergie de l'Etat

10 . NIEDERLANDE

NNI

3 . DEUTSCHLAND

DIN

Deutsches Institut für Normung e.V.

DKE

Deutsche Elektrotechnische Kommission im DIN und VDE

4. GRIECHENLAND

ELOT
Nederlands Normalisatie Instituut

NECHellenic Organization for Standardization

5 . SPANIEN

AENOR

Nederlands Elektrotechnisch Comite

11 . PORTUGAL

IPQAsociación Española Normalización y Certificación
Instituto Português da Qualidade

6 . FRANKREICH

AFNOR
12 . VEREINIGTES KÖNIGREICH

BSI

British Standards Institution

BEC

British Electrotechnical Committee ."

Association française de normalisation
UTE

Union technique de l'électricité — Bureau de normalisation
auprès de l'AFNOR



19 . 4 . 94 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 100/37

RICHTLINIE 94/1 1/EG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 23 . März 1994

zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Kenn­
zeichnung von Materialien für die Hauptbestandteile von Schuherzeugnissen zum Verkauf an

den Verbraucher

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschus­
ses ( 2 ),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrages,

in Erwägung nachstehender Gründe :

In einigen Mitgliedstaaten gibt es Rechtsvorschriften über
die Kennzeichnung von Schuherzeugnissen, die den Ver­
braucher schützen und unterrichten sowie die berechtig­
ten Interessen der Industrie wahren sollen .

Diese recht unterschiedlichen Bestimmungen können den
Handel in der Gemeinschaft beeinträchtigen und so das
Funktionieren des Binnenmarktes behindern.

Eine gemeinsame Kennzeichnungsregelung für Schuh­
erzeugnisse soll verhindern, daß unterschiedliche Regelun­
gen Schwierigkeiten bereiten.

In der Entschließung des Rates vom 9 . November 1989
über die Verbraucherschutzpolitik ( 3 ) wird empfohlen, die
Unterrichtung der Verbraucher über Produkte zu verbes­
sern .

Es liegt im Interesse der Verbraucher und der Schuhindu­
strie, wenn mit der Einführung einer Regelung die Gefahr
der Irreführung dadurch verringert wird , daß die für die
Hauptbestandteile des Schuhes verwendeten Materialien
genau bezeichnet werden müssen.

In der Entschließung des Rates vom 5 . April 1993 über
künftige Maßnahmen auf dem Gebiet der verbraucher­
freundlichen Kennzeichnung von Erzeugnissen ( 4 ) wird
die Kennzeichnung als ein wesentliches Mittel angesehen,
um eine bessere Information und mehr Transparenz für
den Verbraucher sowie das harmonische Funktionieren
des Binnenmarkts zu gewährleisten .

Durch die Harmonisierung der einzelstaatlichen Rechts­
vorschriften kann eine Beeinträchtigung des Handels ver­
mieden werden. Die einzelnen Mitgliedstaaten können
diese Zielsetzung nicht auf zufriedenstellende Art und

Weise verwirklichen. In dieser Richtlinie werden nur die
Anforderungen festgelegt, die für den freien Verkehr der
in ihren Anwendungsbereich fallenden Erzeugnisse unab­
dingbar sind —

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

( 1 ) Diese Richtlinie betrifft die Kennzeichnung von
Materialien für die Hauptbestandteile von Schuherzeug­
nissen zum Verkauf an den Verbraucher.

Im Sinne dieser Richtlinie gelten als

„ Schuherzeugnisse" alle Erzeugnisse mit Sohle, die den
Fuß schützen oder bedecken, einschließlich der in
Anhang I aufgeführten , getrennt verkauften Bestandteile .

Anhang II enthält ein nicht erschöpfendes Verzeichnis
von Waren im Sinne dieser Richtlinie .

Diese Richtlinie findet nicht Anwendung auf

— gebrauchte Schuhe;
— Sicherheitsschuhwerk, das unter die Richtlinie 89/

686/EWG fällt ( 5 );

— Schuherzeugnisse im Sinne der Richtlinie 76/769/
EWG ( 6 );

— Spielzeugschuhe .

( 2 ) Die Kennzeichnung umfaßt Angaben zur Zusam­
mensetzung des Schuherzeugnisses gemäß Artikel 4 .

i ) Die Kennzeichnung muß Angaben zu den drei in
Anhang I definierten Einzelteilen eines Schuherzeug­
nisses enthalten:

a ) Schuhoberteil ,
b ) Futter und Decksohle,
c ) Laufsohle .

ii ) Die Zusammensetzung des Schuhes ist gemäß Arti­
kel 4 mit Piktogrammen oder schriftlich durch
Bezeichnung der Materialien im Sinne des Anhangs I
anzugeben.

iii ) Die Bestimmung der Materialien des Schuhoberteils
auf der Grundlage des Artikels 4 Absatz 1 und des
Anhangs I erfolgt unabhängig von Zubehör oder
Verstärkungsteilen wie Knöchelschützern, Randein­
fassungen, Verzierungen, Schnallen, Laschen, Ösen
oder ähnlichen Vorrichtungen.(») ABl . Nr. C 74 vom 25 . 3 . 1992, S. 10 .

(2 ) ABl . Nr. C 287 vom 4. 11 . 1992, S. 36 .
(3 ) ABl . Nr. C 294 vom 22 . 11 . 1989, S. 1 .
(4 ) ABl . Nr. C 110 vom 20 . 4 . 1993 , S. 3 .

( 5 ) ABl . Nr . L 399 vom 30. 12 . 1989, S. 18 .
( 6 ) ABl . Nr. L 262 vom 27. 9 . 1976 , S. 201 .
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( 5 ) Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft nie­
dergelassener Bevollmächtigter ist für die Anbringung des
Etiketts und die Richtigkeit der Angaben verantwortlich .
Ist weder der Hersteller noch sein Bevollmächtigter in der
Gemeinschaft niedergelassen, so muß der für das erste
Inverkehrbringen in der Gemeinschaft Verantwortliche
für diese Angaben sorgen. Der Einzelhändler ist dafür
verantwortlich, daß die von ihm angebotenen Schuh­
erzeugnisse entsprechend den Bestimmungen dieser Richt­
linie gekennzeichnet sind .

iv ) Die Einstufung als c ) Laufsohle richtet sich gemäß
Artikel 4 nach dem Volumen des darin enthaltenen
Materials .

Artikel 2

( 1 ) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß­
nahmen, damit nur die Schuherzeugnisse in Verkehr
gebracht werden können, die unbeschadet anderer ein­
schlägiger Rechtsvorschriften der Gemeinschaft den
Kennzeichnungsanforderungen dieser Richtlinie genügen.

( 2 ) Werden Schuherzeugnisse in Verkehr gebracht, die
den Kennzeichnungsanforderungen nicht genügen, so
trifft der betreffende Mitgliedstaat die in seinen eigenen
Rechtsvorschriften vorgesehenen geeigneten Maßnah­
men.

Artikel 5

Zu den von der Richtlinie vorgeschriebenen Angaben
können weitere schriftliche Angaben hinzukommen, die
gegebenenfalls auf der Kennzeichnung vermerkt werden.
Nach Artikel 3 dürfen die Mitgliedstaaten den Handel
mit Schuherzeugnissen, die den Anforderungen dieser
Richtlinie entsprechen, jedoch nicht verbieten oder behin­
dern .

Artikel 6

( 1 ) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen
die erforderlichen Rechts - und Verwaltungsvorschriften,
um dieser Richtlinie bis spätestens 23 . September 1995
nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich
davon in Kenntnis .

(2 ) Sie wenden die in Absatz 1 genannten Rechtsvor­
schriften ab 23 . März 1996 an . Diese Vorschriften gelten
bis zum 23 . September 1997 nicht für Ware, die dem
Einzelhändler vor diesem Zeitpunkt fakturiert oder gelie­
fert wurde .

( 3 ) Erlassen die Mitgliedstaaten diese Vorschriften,
nehmen sie in den Vorschriften selbst oder durch einen
Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung auf diese
Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelhei­
ten der Bezugnahme.

(4 ) Die Kommission legt dem Rat drei Jahre nach
Beginn der Anwendung dieser Richtlinie einen Evalu­
ierungsbericht vor, in dem etwaige Schwierigkeiten
berücksichtigt werden, auf die die Wirtschaftsteilnehmer
bei der Durchführung dieser Richtlinie gestoßen sind, und
unterbreitet gegebenenfalls Vorschläge für eine entspre­
chende Überarbeitung .

Artikel 3

Unbeschadet anderer Rechtsvorschriften der Gemein­
schaft dürfen die Mitgliedstaaten den Handel mit Schuh­
erzeugnissen, welche den Kennzeichnungsanforderungen
dieser Richtlinie entsprechen, nicht durch eigene nicht
harmonisierte Bestimmungen über die Kennzeichnung
bestimmter Schuherzeugnisse oder Schuherzeugnisse im
allgemeinen verbieten oder behindern .

Artikel 4

( 1 ) Die Kennzeichnung muß Angaben zu dem Material
gemäß Anhang I enthalten , das mindestens 80% der
Fläche von Schuhoberteil , Futter und Decksohle des
Schuherzeugnisses und mindestens 80% des Volumens
der Laufsohle ausmacht. Entfallen auf kein Material
mindestens 80% , so sind Angaben zu den beiden Haupt­
materialien des Schuherzeugnisses zu machen .

(2 ) Diese Informationen sind auf dem Schuherzeugnis
anzugeben . Der Hersteller oder sein in der Gemeinschaft
niedergelassener Bevollmächtigter hat die Wahl zwischen
den in Anhang I definierten und dargestellten Piktogram­
men oder schriftlichen Angaben mindestens in der (den )
Sprache(n ), die der Mitgliedstaat, in dem die Erzeugnisse
verkauft werden, im Einklang mit dem Vertrag bestim­
men kann. Die Mitgliedstaaten stellen in ihren einzel­
staatlichen Bestimmungen sicher, daß eine angemessene
Unterrichtung der Verbraucher über die Bedeutung dieser
Piktogramme erfolgt, und achten darauf, daß die Bestim­
mungen den Handel der Gemeinschaft nicht beeinträchti­
gen.

( 3 ) Die Kennzeichnung im Sinne dieser Richtlinie
besteht darin, daß an mindestens einem Schuherzeugnis
eines jeden Paares die vorgeschriebenen Angaben ange­
bracht werden . Sie können aufgedruckt, aufgeklebt, ein­
geprägt oder auf einem befestigten Anhänger angebracht
werden.

( 4 ) Die Kennzeichnung muß lesbar, haltbar und gut
sichtbar sein; die Piktogramme müssen so groß sein, daß
die Angaben leicht verständlich sind . Die Kennzeichnung
darf den Verbraucher nicht irreführen .

Artikel 7

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 23 . März 1994.

Im Namen
des Europäischen Parlaments

Der Präsident

E. KLEPSCH

Im Namen
des Rates

Der Präsident

Th. PANGALOS
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ANHANG I

1 . Definition der einzelnen Schuhteile mit den entsprechenden Piktogrammen bzw. schriftlichen Angaben

Piktogramm

a ) Obermaterial

Äußerer Bestandteil des Schuhes, der mit der Laufsohle
verbunden ist.

Schriftliche Angaben

F Tige
D Obermaterial
IT Tomaia
NL Bovendeel
EN Upper
DK Overdel
GR E11ANQ MEP02
ES Empeine
P Parte superior

b ) Futter und Decksohle

Oberteilfutter und Decksohle, die die Innenseite des Schuh­
erzeugnisses ausmachen.

F Doublure et semeile
de propreté

D Futter und Decksohle
IT Fodera e Sottopiede
NL Voering en inlegzool
EN Lining and sock
DK Foring og bindsål
GR $OAPEZ

ES Forro y plantilla
P Forro e Palmilha

c) Laufsohle

Unterer Teil des Schuherzeugnisses , der der Abnutzung
ausgesetzt und mit dem Oberteil verbunden ist .

F Semelle extérieure
D Laufsohle
IT Suola esterna
NL Buitenzool
EN Sole
DK Ydersål
GR 20AA
ES Suela
P Sola

2. Definition und Piktogramme der verwendeten Materialien

Die Piktogramme für die verwendeten Materialien sind auf dem Etikett neben den Piktogrammen für die drei Einzelteile des
Schuherzeugnisses im Sinne von Artikel 4 und Nummer 1 dieses Anhangs anzugeben .

Piktogramm Schriftliche Angaben

F Cuir
D Leder
IT Cuoio
NL Leder
EN Leather
DK Laeder
GR AEPMA
ES Cuero
P Couros e peles curtidas

a) i ) Leder

Die allgemeine Bezeichnung für gegerbte Häute und Felle ,
deren ursprüngliche Faserstruktur im wesentlichen erhalten
bleibt und durch die Gerbung unverweslich ist . Die Haare
oder die Wolle können erhalten oder entfernt sein . Leder
sind auch Spalte oder Teile der Haut, die vor oder nach der
Gerbung abgetrennt wurden. Wenn jedoch eine mechani­
sche oder chemische Auflösung in Fasern, kleine Stücke
oder Pulver vorgenommen wird, so ist ein Material , das
ohne oder mit Bindemitteln in Bahnen oder andere Formen
gebracht wird, nicht Leder . Bei Leder mit einem Oberflä­
chenüberzug aus Kunststoff oder mit einer aufgeklebten
Schicht darf die aufgebrachte Schicht nicht stärker als
0,15 mm sein . Diese Definition gilt unbeschadet der übri­
gen rechtlichen Auflagen, beispielsweise aufgrund des
Washingtoner Übereinkommens , für Leder aller Art .
Wird in den fakultativen zusätzlichen schriftlichen Angaben
in Textform nach Artikel 5 der Ausdruck „Volleder"
verwendet, so bezeichnet er Häute , die ihre usprüngliche
Narbenseite nach Entfernung der Oberhaut aufweisen,
ohne daß Teile der Narbenschicht durch Schleifen, Schmir­
geln oder Spalten verlorengegangen sind .
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Piktogramm Schriftliche Angaben

F Cuir enduit
D Beschichtetes Leder

a ) ii ) Beschichtetes Leder

Erzeugnis , bei dem der Oberflächenüberzug oder die aufge­
klebte Schicht nicht mehr als ein Drittel der Lederstärke
ausmacht, aber stärker als 0,15 mm ist .

IT Cuoio rivestito
NL Gecoat leder
EN Coated leather
DK Overtrukket læder
GR EÜENAEAYMENO

AEPMA
ES Cuero untado
P Couro revestido

b) Natürliche und synthetische Textilien F Textile
D Textil
IT TessiliTextilien sind sämtliche Erzeugnisse, die in den Anwen­

dungsbereich der Richtlinie 71/307/EWG und deren Ände­
rungen fallen.

NL Textiel
EN Textile
DK Tekstilmaterialer
GR YOAZMA
ES Textil
P Texteis

c) Sonstiges Material F Autres matériaux

D Sonstiges Material
IT Altre materie
NL Overige materialen
EN Other materials
DK Andre materialer
GR AAAA YAIKA
ES Otros materiales
P Outros materiais
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ANHANG II

BEISPIELE FÜR SCHUHERZEUGNISSE IM SINNE DIESER RICHTLINIE

„ Schuherzeugnisse " reichen von fußfreien Sandalen, deren Oberteil nur aus Schnürriemen besteht, bis zu
Hochschaftstiefeln, deren Schäfte den Unterschenkel und den Oberschenkel bedecken. Zu diesen Erzeugnis­
sen gehören :

i ) Haus- und Straßenschuhe der üblichen Art, mit flachem oder hohem Absatz;

ii ) Stiefeletten, Halbschäfter , Langschäfter und Hochschaftstiefel;

iii ) verschiedene Sandalen , „ Espadrilles " ( Schuhe mit einem Oberteil aus Segeltuch und einer Sohle aus
geflochtenen pflanzlichen Stoffen), Tennisschuhe, Laufschuhe, sonstige Sportschuhe, Badeschuhe und
andere Freizeitschuhe;

iv) Spezialsportschuhe, die entweder mit Dornen, Krampen, Klammern, Stollen und ähnlichen Vorrichtun­
gen versehen oder für deren Anbringung hergerichtet sind , und Schuhe für Schlittschuhe oder
Rollschuhe, ferner Skistiefel , Skilanglaufschuhe, Ringerschuhe, Boxerstiefel oder Radsportschuhe.
Hierzu gehören auch Schuhe mit fest angebrachten Schlittschuhen oder Rollschuhen;

v) Ballettschuhe;

vi ) Schuhe, die in einem Stück gefertigt sind, insbesondere durch Gießen aus Kautschuk oder Kunststoff,
ausgenommen Einwegartikel aus Leichtmaterialien ( Papier, Folien aus Plastik usw. ohne angebrachte
Sohle );

vii ) Überschuhe , die über den Schuhen getragen werden und zuweilen keinen Absatz haben ;

viii ) Einwegschuhe, mit angebrachten Sohlen, so beschaffen, daß sie im allgemeinen nur einmal verwendet
werden;

ix) orthopädische Schuhe.

Aus Gründen der Einheitlichkeit und Übersichtlichkeit kann vorbehaltlich der bei der Beschreibung der
unter diese Richtlinie fallenden Erzeugnisse genannten Bestimmungen generell davon ausgegangen werden,
daß in den Geltungsbereich der Richtlinie die Erzeugnisse fallen, die in Kapitel 64 der Kombinierten
Nomenklatur ( KN ) erfaßt sind .
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RICHTLINIE 94/12/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 23 . März 1994

über Maßnahmen gegen die Verunreinigung der Luft durch Emissionen von Kraftfahrzeugen
und zur Änderung der Richtlinie 70/220/EWG

Die Kommission hat ein Europäisches Programm betref­
fend Emissionen, Kraftstoffe und Motortechnologien
( EPEFE ) verabschiedet. Es soll gewährleisten, daß in den
künftigen Vorschlägen für Richtlinien über verunreini­
gende Emissionen sowohl für den Verbraucher als auch
für die Wirtschaft optimale Lösungen angestrebt werden .
Dieses Programm berücksichtigt, daß sowohl auf Seiten
des Kraftfahrzeugs als auch auf Seiten des für den Antrieb
benutzten Kraftstoffs ein Beitrag geleistet werden kann.

Die Richtlinie 70/220/EWG ( 5 ) über Maßnahmen gegen
die Verunreinigung der Luft durch Kraftfahrzeuge stellt
eine der Einzelrichtlinien des Typgenehmigungs- oder
Betriebserlaubnisverfahrens dar, das durch die Richtlinie
70/156/EWG des Rates vom 6 . Februar 1970 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über
die Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge und Kraftfahr­
zeuganhänger ( 6 ) festgelegt wurde .

In der Richtlinie 70/220/EWG sind die Grenzwerte für
Emissionen von Kohlenstoffmonoxid und unverbrannten
Kohlenwasserstoffen aus Kraftfahrzeugmotoren festge­
legt . Sie wurden zum ersten Mal durch die Richtlinie
74/290/EWG ( 7 ) herabgesetzt und aufgrund der Richtlinie
77/102/EWG der Kommission ( 8 ) durch Grenzwerte für
zulässige Stickstoffoxidemissionen ergänzt. Die Grenz­
werte für diese drei Schadstoffe sind mit den Richtlinien
78/665/EWG der Kommission ( 9 ), 83/35 1/EWG ( 10 ) und
88/76/EWG ( n ) schrittweise gesenkt worden. Grenzwerte
für Emissionen luftverunreinigender Partikel von Diesel­
motoren sind durch die Richtlinie 88/436/EWG ( ,2 ) fest­
gelegt worden. Verschärfte europäische Normen für
Emissionen gasförmiger Schadstoffe von Personenwagen
mit einem Hubraum unter 1 400 cm3 sind durch die
Richtlinie 89/458/EWG ( n ) eingeführt worden. Diese
Normen wurden auf alle Personenwagen unabhängig von
ihrem Hubraum auf der Grundlage eines verbesserten
europäischen Prüfverfahrens, das einen außerstädtischen
Fahrzyklus einschließt, erweitert. Durch die Richtlinie
91/441/EWG ( H ) wurden Vorschriften über die Verdun­
stungsemissionen und die Dauerhaltbarkeit von emis­
sionsmindernden Fahrzeugkomponenten sowie strengere

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER
EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 100a,

auf Vorschlag der Kommission ('),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses ( 2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 189b des Vertrages ,

in Erwägung nachstehender Gründe :

Es müssen Maßnahmen im Rahmen des Binnenmarktes
ergriffen werden . Der Binnenmarkt umfaßt einen Raum
ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von
Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gewähr­
leistet ist .

Im ersten Aktionsprogramm der Europäischen Gemein­
schaft für den Umweltschutz ( 3 ), das am 22 . November
1973 vom Rat verabschiedet wurde, wird dazu aufgefor­
dert, den neuesten wissenschaftlichen Fortschritten bei
der Bekämpfung der Luftverschmutzung durch Abgase
aus Kraftfahrzeugen Rechnung zu tragen und die bereits
erlassenen Richtlinien in diesem Sinne anzupassen. Im
fünften Aktionsprogramm, dessen allgemeine Orientie­
rung vom Rat mit Entschließung vom 1 . Februar 1993 ( 4 )
gebilligt wurde, sind weitere Anstrengungen im Hinblick
auf eine erhebliche Verringerung des derzeitigen Schad­
stoffemissionsniveaus der Kraftfahrzeuge vorgesehen.

Das Ziel der Verringerung der Schadstoffemissionen von
Kraftfahrzeugen sowie die Schaffung und das Funktionie­
ren des Binnenmarktes für Fahrzeuge können nicht in
ausreichendem Maße von den einzelnen Mitgliedstaaten
erreicht werden, sondern können wirkungsvoller durch
die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaa­
ten über die Maßnahmen gegen die Verunreinigung der
Luft durch Kraftfahrzeuge erzielt werden.

Es wird allgemein eingeräumt, daß die Verkehrsentwick­
lung in der Gemeinschaft zu einer schwerwiegenden Bela­
stung der Umwelt führen wird . Eine Reihe von offiziellen
Prognosen über die Zunahme der Verkehrsdichte ist
hinter den offiziell ermittelten Zahlen zurückgeblieben .
Daher sind für alle Kraftfahrzeuge strenge Emissionsnor­
men zu erlassen .

( 5 ) ABl . Nr. L 76 vom 6 . 4 . 1970, S. 1 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 93/59/EWG (ABl . Nr. L 186
vom 28 . 7 . 1993 , S. 21 ).

( 6 ) ABl . Nr. L 42 vom 23 . 2 . 1970, S. 1 . Richtlinie zuletzt
geändert durch die Richtlinie 93/8 1 /EWG der Kommission
( ABl . Nr. L 264 vom 23 . 10 . 1993 , S. 49 ).

( 7 ) ABl . Nr. L 159 vom 15 . 6 . 1974, S. 61 .
( 8 ) ABl . Nr. L 32 vom 3 . 2 . 1977, S. 32 .
( 9 ) ABl . Nr. L 223 vom 14 . 8 . 1978 , S. 48 .

( 10 ) ABl . Nr. L 197 vom 20 . 7. 1983 , S. 1 .
( n ) ABl . Nr. L 36 vom 9 . 2 . 1988 , S. 1 .
( 12 ) ABl . Nr. L 214 vom 6 . 8 . 1988 , S. 1 .
( ,3 ) ABl . Nr. L 226 vom 3 . 8 . 1989, S. 1 .

(') ABl . Nr. C 56 vom 26 . 2 . 1993 , S. 34 .
( 2 ) ABl . Nr. C 201 vom 26 . 7 . 1993 , S. 9 .
( 3 ) ABl . Nr. C 112 vom 20 . 12 . 1973 , S. 1
( 4 ) ABl . Nr. C 138 vom 17. 5 . 1993 , S. 1 . H ABl . Nr. L 242 vom 30 . 8 . 1991 , S. 1 .
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abschiedet sein; mit diesem Vorschlag wird eine substan­
tielle Verringerung der Kraftfahrzeugemissionen be­
zweckt.

Eine von der Kommission veranlaßte, breit angelegte
Konsultation aller interessierten Kreise , deren Höhepunkt
das Symposium „Auto Emissions 2000 " war, das am 21 .
und 22 . September 1992 abgehalten wurde, hat gezeigt,
daß im Rahmen eines vielschichtigen Ansatzes, der alle
Maßnahmen einschließt, durch die die vom Straßenver­
kehr verursachten Luftverunreinigungen vermindert wer­
den können, der derzeitige Ansatz mit Schwerpunkt auf
den Auspuffabgasen für die Stufe nach der Durchführung
der Vorschriften dieser Richtlinie berücksichtigt werden
sollte . Über alle Parameter, von denen erwiesen ist, daß
sie diese Verunreinigungen erheblich beeinflussen, kann
zur Zeit lediglich ein Verzeichnis aufgestellt werden. Die
Kommission wird die erforderliche Untersuchung über
die umweltbezogenen, technologischen und das Kosten/
Nutzen-Verhältnis betreffenden Aspekte durchführen, um
vor Ende des Jahres 1994 für die Gemeinschaftsmaßnah­
men des Jahres 2000 quantitative Ziele vorzulegen .

Die Verwirklichung des Ziels einer Verringerung der
verunreinigenden Emissionen von Kraftfahrzeugen setzt
voraus, daß die Kommission bei der Erstellung der Vor­
schläge für die ab dem Jahr 2000 geltenden Maßnahmen
unter Berücksichtigung insbesondere der ergänzenden
technischen Maßnahmen nach Artikel 4 gegebenenfalls
Zielwerte vorschlägt, die zu einer substantiellen Verringe­
rung der Emissionen führen —

Vorschriften für Partikelschadstoffe von Fahrzeugen, die
mit Dieselmotoren ausgerüstet sind, eingeführt . Personen­
wagen, die zur Beförderung von mehr als sechs Insassen
ausgelegt sind oder deren Höchstmasse mehr als 2 500 kg
beträgt, leichte Nutzfahrzeuge und Geländefahrzeuge, die
unter die Richtlinie 70/220/EWG fallen und die bis dahin
in den Genuß weniger strenger Normen kamen, wurden,
unter Beachtung der spezifischen Bedingungen dieser
Fahrzeuge, durch die Richtlinie 93/59/EWG ebenso stren­
gen Normen unterworfen, wie sie für Personenwagen
gelten .

Die von der Kommission auf diesem Gebiet durchgeführ­
ten Arbeiten haben gezeigt, daß die besten Technologien,
über die die Industrie der Gemeinschaft zur Zeit verfügt,
weiter vervollkommnet werden können, so daß Personen­
wagen erheblich herabgesetzte Emissionsgrenzwerte ein­
halten können. Die vorgeschlagenen Normen werden
sowohl auf die Genehmigung neuer Fahrzeugtypen als
auch auf die Kontrolle der Übereinstimmung der Produk­
tion Anwendung finden, da das geänderte Verfahren für
die Probenahme und die statistische Auswertung eine
Streichung der Toleranzen bei den Grenzwerten ermög­
licht, die in den vorhergehenden Stufen der Richtlinie
70/220/EWG vorgesehen waren .

Wegen des besorgniserregenden Ausmaßes der Verunrei­
nigung durch Fahrzeugemissionen und wegen der Bedeu­
tung dieser Emissionen für die Entstehung der den Treib­
hauseffekt hervorrufenden Gase müssen die Emissionen
— insbesondere die CC^-Emissionen — entsprechend der
Verpflichtung, die in dem im Juni 1992 in Rio unter­
zeichneten Rahmenabkommen über Klimaänderungen
eingegangen wurde, verringert werden. CO2 ist ein direk­
tes Ergebnis der Verbrennung von Kraftstoffen fossilen
Ursprungs . Die C02-Emissionen können vor allem durch
einen niedrigeren Kraftstoffverbrauch verringert werden.
Dies verlangt Fortschritte in bezug auf die Konzeption
der Motoren und der Fahrzeuge sowie in bezug auf die
Kraftstoffqualität . All diesen Faktoren ist bei einem späte­
ren Vorschlag der Kommission Rechnung zu tragen.

Den Mitgliedstaaten sollte gestattet werden, das Inver­
kehrbringen von Fahrzeugen, die die Gemeinschaftsvor­
schriften erfüllen, durch steuerliche Anreize zu fördern,
die den Vertragsbestimmungen und bestimmten Voraus­
setzungen, durch die Verzerrungen auf dem Binnenmarkt
vermieden werden sollen, genügen müssen . Das Recht der
Mitgliedstaaten, Emissionen von Schadstoffen und ande­
ren Substanzen in die Berechnungsgrundlage für die
Kraftfahrzeugsteuern einzubeziehen, wird durch diese
Richtlinie nicht berührt .

Die Verpflichtung zur vorherigen Unterrichtung gemäß
dieser Richtlinie beeinflußt nicht die Verpflichtungen zur
rechtzeitigen Unterrichtung gemäß anderen Bestimmun­
gen des Gemeinschaftsrechts , insbesondere nach Arti­
kel 93 Absatz 3 des Vertrages .

Bis zum 30 . Juni 1996 sollten die Vorschriften für die
„ Stufe 2000 ", für die die Kommission spätestens bis zum
31 . Dezember 1994 einen Vorschlag vorlegen wird, ver­

HABEN FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN:

Artikel 1

Anhang I der Richtlinie 70/220/EWG wird entsprechend
dem Anhang der vorliegenden Richtlinie geändert .

Artikel 2

( 1 ) Ab dem 1 . Juli 1994 bzw. — wenn die Veröffent­
lichung der Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen
Gemeinschaften nicht spätestens am 31 . Dezember 1993
erfolgt — erkennen die Mitgliedstaaten für die Zwecke
des Artikels 4 Absatz 1 und des Artikels 7 Absatz 1 der
Richtlinie 70/156/EWG die Erfüllung der Bestimmungen
der Richtlinie 70/220/EWG in der durch die vorliegende
Richtlinie geänderten Fassung an .

( 2 ) Ab dem 1 . Januar 1996 dürfen die Mitgliedstaaten
einem Kraftfahrzeug-Typ aus Gründen der Luftverunrei­
nigung durch Emissionen

— die EWG-Typgenehmigung gemäß Artikel 4 Absatz 1
der Richtlinie 70/156/EWG,

— die Betriebserlaubnis mit nationaler Geltung, soweit
nicht Artikel 8 Absatz 2 der Richtlinie 70/156/EWG
geltend gemacht wurde,



Nr. L 100/44 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 19 . 4 . 94

nicht mehr erteilen, wenn dieser Kraftfahrzeugtyp die
Vorschriften der Richtlinie 70/220/EWG in der durch die
vorliegende Richtlinie geänderten Fassung nicht erfüllt.

( 3 ) Ab dem 1 . Januar 1997

— erkennen die Mitgliedstaaten Konformitätsbescheini­
gungen, die gemäß der Richtlinie 70/156/EWG für
neue Fahrzeuge ausgestellt wurden, aus Gründen der
Luftverunreinigung durch Emissionen für die Zwecke
des Artikels 7 Absatz 1 derselben Richtlinie nicht
mehr an und

— verweigern aus Gründen der Luftverunreinigung durch
Emissionen, soweit nicht Artikel 8 Absatz 2 der
Richtlinie 70/156/EWG geltend gemacht wurde, die
Zulassung, den Verkauf und die Inbetriebnahme von
neuen Fahrzeugen, für die keine Konformitätsbeschei­
nigung gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 70/
156/EWG ausgestellt wurde,

wenn die Fahrzeuge die Vorschriften der Richtlinie 70/
220/EWG in der durch die vorliegende Richtlinie geän­
derten Fassung nicht erfüllen.

Artikel 3

Die Mitgliedstaaten dürfen steuerliche Anreize nur für
Kraftfahrzeuge vorsehen, die der Richtlinie 70/220/EWG
in der Fassung der vorliegenden Richtlinie entsprechen .
Diese Anreize müssen den Bestimmungen des Vertrages
entsprechen und nachstehende Bedingungen erfüllen :
— Sie müssen für alle neuen Fahrzeuge gelten, die in

einem Mitgliedstaat auf den Markt gebracht werden
und die im voraus die Vorschriften der Richtlinie
70/220/EWG in der Fassung der vorliegenden Richt­
linie erfüllen;

— sie enden, sobald gemäß Artikel 2 Absatz 3 die
Emissionswerte für neue Kraftfahrzeuge angewandt
werden müssen ;

— sie müssen bei den einzelnen Kraftfahrzeugtypen unter
den tatsächlichen Mehrkosten der zum Zweck der
Einhaltung der festgelegten Werte eingeführten techni­
schen Lösungen einschließlich der Kosten für ihren
Einbau in das Fahrzeug liegen .

Die Kommission ist so rechtzeitig über Vorhaben zu
unterrichten, die auf die Einführung oder die Änderung
steuerlicher Anreize im Sinne des Absatzes 1 abzielen, daß
sie dazu Stellung nehmen kann.

Artikel 4

Der Rat nimmt nach Maßgabe des Vertrages bis späte­
stens zum 30 . Juni 1996 Stellung zu Vorschlägen für eine
weitere Stufe der Gemeinschaftsmaßnahmen gegen die
Luftverunreinigung durch Emissionen von Kraftfahrzeu­
gen, welche die Kommission vor dem 31 . Dezember 1994
zu unterbreiten hat. Die betreffenden Maßnahmen gelten
ab dem Jahr 2000 .

Die Kommission legt ihren Vorschlägen folgendes Kon­
zept zugrunde :

— Die Maßnahmen sind so zu gestalten, daß ihre Wir­
kung den Anforderungen der Gemeinschaft an die
Luftqualitätskriterien und den damit verbundenen
Zielen gerecht wird;

— jede Maßnahme wird einer Kosten/Nutzen-Analyse
unterzogen; bei dieser Analyse ist unter anderem zu
berücksichtigen, welchen Beitrag
— die Verkehrssteuerung, beispielsweise hinsichtlich

einer zweckmäßigen Verteilung der Umweltko­
sten,

— die Verbesserung der städtischen öffentlichen Ver­
kehrsmittel,

— die neuen Antriebstechnologien (zum Beispiel der
Elektroantrieb ) und

— die Nutzung alternativer Kraftstoffe (zum Beispiel
Biokraftstoffe )

zur Verbesserung der Luftqualität leisten können;

— die Maßnahmen stehen in einem angemessenen Ver­
hältnis zu den angestrebten Zielen und sind durch
diese gerechtfertigt .

Die Vorschläge , die sich nach der vorstehend beschriebe­
nen Vorgehensweise richten und eine substantielle Verrin­
gerung der Schadstoffemissionen hinsichtlich der Fahr­
zeuge nach dieser Richtlinie herbeiführen sollen, enthalten
insbesondere folgende Bestandteile :

1 . Weitere Verbesserungen der Anforderungen dieser
Richtlinie

auf der Grundlage der Bewertung
— des Potentials der herkömmlichen Motor- und Nach­

verbrennungstechnologie;
— möglicher Verbesserungen des Prüfverfahrens, zum

Beispiel Kaltstart , Start bei niedrigen oder winter­
lichen Temperaturen, Dauerhaltbarkeit ( beispielsweise
bei den Konformitätsprüfungen), Verdunstungsemis­
sionen;

— der Maßnahmen im Bereich der Typgenehmigung im
Hinblick auf strengere Vorschriften für die Inspektion
und Wartung, einschließlich zum Beispiel in das Fahr­
zeug eingebauter Diagnosesysteme;

— der Möglichkeit , die Übereinstimmung der zum Ver­
kehr zugelassenen Fahrzeuge zu überprüfen;

— der etwaigen Notwendigkeit
i ) spezifischer Grenzwerte für HC und NOx, zusätz­

lich zu einem kumulativen Grenzwert, und
ii ) von Maßnahmen zur Erfassung von Schadstoffen,

für die es noch keine Regelungen gibt.

2 . Ergänzende technische Maßnahmen im Rahmen von
Einzelrichtlinien, einschließlich

— Verbesserungen der Kraftstoffqualität, soweit sie die
Emissionen gefährlicher Stoffe ( insbesondere Benzol )
von Kraftfahrzeugen betreffen;

— Verschärfung der Anforderungen an Inspektions- und
Wartungsprogramme .
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Die herabgesetzten Grenzwerte , die Gegenstand der neuen
Richtlinie sind , gelten für neue Typgenehmigungen nicht
vor dem 1 . Januar 2000. Der Rat entscheidet über die
Bedingungen, nach denen steuerliche Anreize auf der
Grundlage dieser Grenzwerte gewährt werden .

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach Absatz 1
erlassen, nehmen sie in den Vorschriften selbst oder
durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffentlichung
auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die
Einzelheiten der Bezugnahme.

Artikel 6

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 23 . März 1994.

Artikel 5

Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen Rechts­
und Verwaltungsvorschriften, um dieser Richtlinie vor
dem 1 . Juli 1994 bzw. — wenn die Veröffentlichung
dieser Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein­
schaften nicht spätestens am 31 . Dezember 1993 erfolgt
— sechs Monate nach ihrer Veröffentlichung nachzukom­
men. Sie setzen die Kommission unverzüglich davon in
Kenntnis .

Im Namen des Rates

Der Präsident

Th . PANGALOS

Im Namen des
Europäischen Parlaments

Der Präsident

E. KLEPSCH
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ANHANG

ÄNDERUNGEN DER ANHÄNGE DER RICHTLINIE 70/220/EWG IN DER FASSUNG DER
RICHTLINIE 93/59/EWG

ANHANG I

1 . Nummer 3.1 erhält folgenden Wortlaut:

„ 3.1 . Der Antrag auf Erteilung der Typgenehmigung gemäß Artikel 3 der Richtlinie 70/156/EWG für
einen Fahrzeugtyp hinsichtlich der Auspuffemissionen, der Verdunstungsemissionen und der
Dauerhaltbarkeit der emissionsmindernden Bauteile ist vom Fahrzeughersteller zu stellen ."

2 . Nummer 4 erhält folgenden Wortlaut :

„4 . ERTEILUNG DER EWG-TYPGENEHMIGUNG

4.1 . Wenn die einschlägigen Anforderungen erfüllt sind, wird die EWG-Typgenehmigung gemäß
Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 70/156/EWG erteilt.

4.2 . Anhang IX enthält ein Muster des EWG-Typgenehmigungsbogens."

3 . Nummer 5.3.1.4:

Die Überschriften der Spalten und die erste Zeile der Tabelle für Fahrzeuge der Klasse M erhalten
folgenden Wortlaut :

Bezugsmasse Grenzwerte

„ Fahrzeug­
klasse MR

( kg )

Kohlenstoffmonoxidmasse

L ,
( g/km )

Summe der Massen der Kohlen­
wasserstoffe und Stickoxide

L2
(g/km )

Partikelmasse

u
( g/km )

Benzin Diesel Benzin Diesel Diesel

M ( 2 ) alle 2,2 1,0 0,5 0,7 0 0,08 (»)

(') Bei Fahrzeugen mit Dieselmotoren mit Direkteinspritzung beträgt bis zum 30 . September 1999 der Wert L2
0,9 g/km und der Wert L3 0,10 g/km.

( 2 ) Ausgenommen:
— Fahrzeuge, die für die Beförderung von mehr als sechs Insassen (einschließlich Fahrer ) ausgelegt sind ;
— Fahrzeuge mit einer Höchstmasse von mehr als 2 500 kg."

4 . Nummer 7 erhält folgenden Wortlaut :

„7 . ÜBEREINSTIMMUNG DER PRODUKTION

7.1 . Maßnahmen zur Gewährleistung der Übereinstimmung der Produktion müssen grundsätzlich
dem Artikel 10 der Richtlinie 70/156/EWG entsprechen .
Die Übereinstimmung der Produktion wird anhand der Daten geprüft, die dem Typgenehmi­
gungsbogen in Anhang IX der vorliegenden Richtlinie zu entnehmen sind .
Ist die Behörde mit dem Prüfverfahren des Herstellers nicht einverstanden, so gelten die
Nummern 2.4.2 und 2.4.3 in Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG .

7.1.1 . Ist eine Prüfung Typ I an einem Fahrzeugtyp durchzuführen, dessen Typgenehmigung eine
oder mehrere Erweiterungen erfahren hat, so ist (sind ) das ( die ) in den Beschreibungsunter­
lagen zur ersten Typgenehmigung beschriebene(n ) Fahrzeug(e ) zu prüfen.

7.1.1.1 . Übereinstimmung des Fahrzeugs bei einer Prüfung Typ I
Der Hersteller darf an Fahrzeugen, die von der Behörde ausgewählt wurden, keine Änderun­
gen vornehmen.

7.1.1.1.1 . Drei Fahrzeuge werden als Stichproben aus der Serie entnommen und gemäß Nummer 5.3.1
dieses Anhangs geprüft . Die Verschlechterungsfaktoren werden in gleicher Weise angewandt .
Die Grenzwerte sind der Nummer 5.3.1.4 dieses Anhangs zu entnehmen .

7.1.1.1.2 . Ist die Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standard-Abweichung der Produktion
gemäß Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG einverstanden, so werden die Prüfungen
entsprechend der Anlage 1 des vorliegenden Anhangs durchgeführt.
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Ist die Behörde mit der vom Hersteller angegebenen Standard-Abweichung der Produktion
gemäß Anhang X der Richtlinie 70/156/EWG nicht einverstanden, so werden die Prüfungen
entsprechend Anlage 2 des vorliegenden Anhangs durchgefühlt.

7.1.1.1.3 . Die Serienproduktion gilt aufgrund der Stichprobenprüfung als vorschriftsmäßig bzw. nicht
vorschriftsmäßig, wenn nach den Prüfkriterien des entsprechenden Anhangs eine positive
Entscheidung in bezug auf alle Schadstoffe bzw. eine negative Entscheidung in bezug auf
einen Schadstoff gefällt wurde.

Wurde eine positive Entscheidung in bezug auf einen Schadstoff getroffen, so wird diese nicht
durch zusätzliche Prüfungen beeinflußt, die zu einer Entscheidung in bezug auf die übrigen
Schadstoffe führen.

Wird keine positive Entscheidung in bezug auf sämtliche Schadstoffe und keine negative
Entscheidung in bezug auf einen Schadstoff erreicht, so ist die Prüfung an einem anderen
Fahrzeug durchzuführen ( siehe Abbildung 1.7).

7.1.1.2 . Abweichend von Anhang III Nummer 3.1.1 werden die Prüfungen an Fahrzeugen durchge­
führt, die noch keine Entfernung zurückgelegt haben.

7.1.1.2.1 . Auf Antrag des Herstellers werden die Prüfungen jedoch an Fahrzeugen durchgeführt, die

— maximal 3 000 km zurückgelegt haben, wenn es sich um Fahrzeuge mit Fremdzündungs­
motor handelt;

— maximal 15 000 km zurückgelegt haben, wenn es sich um Fahrzeuge mit Kompressions­
zündungsmotor handelt .

In diesem Fall müssen die Fahrzeuge vom Hersteller eingefahren sein, der keine Veränderun­
gen an ihnen vornehmen darf.
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Abbildung 1.7
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7.1.1.2.2 . Beantragt der Hersteller die Prüfung eingefahrener Fahrzeuge (,x ' km, wobei x ^ 3 000 km
bei Fahrzeugen mit Fremdzündungsmotor und x < 15 000 km bei Fahrzeugen mit Kompres­
sionszündungsmotor ist ), so ist folgendes Verfahren einzuhalten :

— Die Schadstoffemissionen (Typ I ) werden am ersten Fahrzeug bei 0 und ,x ' km
gemessen .

— Der Evolutionskoeffizient der Emissionen zwischen 0 und ,x' km wird für jeden Schadstoff
wie folgt berechnet :

Emissionen ,x ' km
Emissionen 0 km

Er kann kleiner als 1 sein .

— Die folgenden Fahrzeuge werden nicht eingefahren; auf ihre Emissionswerte bei 0 km wird
jedoch der Evolutionskoeffizient angewendet .

In diesem Fall werden folgende Werte zugrunde gelegt :
— die Werte bei ,x' km für das erste Fahrzeug,
— die Werte bei 0 km, multipliziert mit dem Evolutionskoeffizient, für die folgenden

Fahrzeuge .

7.1.1.2.3 . Bei all diesen Prüfungen ist handelsüblicher Kraftstoff zulässig. Auf Antrag des Herstellers
können jedoch die in Anhang VIII beschriebenen Bezugskraftstoffe verwendet werden .

7.1.2 . Soll eine Prüfung Typ III erfolgen , so ist sie an allen für die ÜDP-Prüfung Typ I (7.1 . 1.1.1 )
ausgewählten Fahrzeugen gemäß den Bedingungen in Nummer 5.3.3.2 durchzuführen .

7.1.3 . Soll eine Prüfung TVD IV erfolgen , so ist sie gemäß Anhang VI Nummer 7 durchzuführen."

Anlage 1

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben , nach dem die Übereinstimmung der Produktion bei der
Prüfung Typ I überprüft wird , wenn die Standard-Abweichung von der Produktion des Herstellers
zufriedenstellend ausfällt .

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen. Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 40 % fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,95 beträgt ( Herstellerrisiko
= 5% ). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit , daß ein zu 65% fehlerhaftes Los zugelassen wird, bei 0,1
(Verbraucherrisiko = 10% ).

3 . Für alle in Anhang I Nummer 5.3.1.4 aufgeführten Schadstoffe gilt folgendes Verfahren ( siehe
Abbildung 1 . 7 ):

L = der natürliche Logarithmus des Schadstoff-Grenzwertes .

Xi = der natürliche Logarithmus der Messung am i . Fahrzeug der Stichprobe .
s = die geschätzte Standard-Abweichung von der Produktion nach Zugrundelegung des natürlichen

Logarithmus der Messungen.

n = die Stichprobengröße .

4 . Der statistische Prüfwert der Stichprobe ist zu ermitteln, indem die Summe der Standard-Abweichungen
vom Grenzwert nach folgender Formel berechnet wird :

1

s
2 (L - xj )
i = 1

5 . — Liegt der statistische Prüfwert über dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine positive
Entscheidung ( siehe Tabelle 1.1.5 ), so erhält der Schadstoff eine positive Entscheidung.

— Liegt der statistische Prüfwert unter dem der Stichprobengröße entsprechenden Wert für eine
negative Entscheidung ( siehe Tabelle 1.1.5 ), so erhält der Schadstoff eine negative Entscheidung;
andernfalls wird ein weiteres Fahrzeug gemäß Anhang I Nummer 7.1.1.1 geprüft , und die
Berechnungen sind für die um ein Fahrzeug erweiterte Stichprobe durchzuführen .
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TABELLE 1.1.5

Kumulierte Anzahl der geprüften
Fahrzeuge

( Stichprobengröße)
Grenzwert für positive Entscheidung Grenzwert für negative Entscheidung

3 3,327 -4,724
4 3,261 -4,790
5 3,195 -4,856

6 3,129 -4,922
7 3,063 -4,988

8 2,997 -5,054
9 2,931 -5,120

10 2,865 -5,185
11 2,799 -5,251

12 2,733 -5,317

13 2,667 -5,383

14 2,601 -5,449

15 2,535 -5,515

16 2,469 -5,581

17 2,403 -5,647

18 2,337 -5,713

19 2,271 -5,779

20 2,205 -5,845

21 2,139 -5,911

22 2,073 -5,977

23 2,007 -6,043

24 1,941 -6,109
25 1,875 -6,175
26 1,809 -6,241
27 1,743 -6,307
28 1,677 -6,373
29 1,611 -6,439
30 1,545 -6,505

31 1,479 -6,571
32 -2,112 -2,112

Anlage 2

1 . Nachstehend ist das Verfahren beschrieben , nach dem die Übereinstimmung der Produktion bei der
Prüfung Typ I überprüft wird, wenn der Hersteller einen unzureichenden oder keinen Nachweis der
Standard-Abweichung liefert .

2 . Es sind mindestens drei Stichproben zu entnehmen . Das Stichprobenverfahren ist so angelegt, daß die
Wahrscheinlichkeit, daß ein zu 40% fehlerhaftes Los eine Prüfung besteht, 0,95 beträgt (Herstellerrisiko
= 5 % ). Hingegen liegt die Wahrscheinlichkeit , daß ein zu 65 % fehlerhaftes Los zugelassen wird, bei 0,1
(Verbraucherrisiko = 10% ).

3 . Die Messungen der in Anhang I Nummer 5.3.1.4 aufgeführten Schadstoffe gelten als logarithmisch
normal verteilt und sollten zunächst unter Zugrundelegung ihrer natürlichen Logarithmen transformiert
werden; m0 sei die minimale und m die maximale Stichprobengröße (m0 = 3 und m = 32 ); n sei die
derzeitige Stichprobengröße.
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4. Wenn der natürliche Logarithmus der Messungen an der Serie xl5 x2, . . ., Xj und L der natürliche
Logarithmus des Schadstoff-Grenzwertes ist, dann ist zu definieren:

d; = X; - L

4 =
l 2dj

i=i
n

1
= 2 (dj - dn )2

n

5 . Tabelle 1.2.5 enthält die Grenzwerte für eine positive (An ) und negative (BJ Entscheidung bei der
jeweiligen Stichprobengröße. Der statistische Prüfwert ist der Quotient von dn/vn, anhand dessen die
positive oder negative Entscheidung über die Serie nach folgender Regel getroffen wird:

Wenn nio < n < m:

— positive Entscheidung, wenn 3„/vn < A„
— negative Entscheidung, wenn 3,/Vn > B„
— eine weitere Messung durchführen, wenn An < 3„/vn < Bn

6. Anmerkungen

Die folgenden rekursiven Formeln dienen zur Berechnung der aufeinanderfolgenden statistischen
Prüfwerte:

1 13„ = (1­ n
)dn-i +

n
dn

1 (dn " dn )2= ( 1 " ) Vn-1 +
n n - 1

(n = 2, 3, . . dj = d,; vi = 0 )
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TABELLE 1.2.5

Minimale Stichprobengröße = 3

Derzeitige Stichprobengröße
n

Grenzwert positive Entscheidung
A n

Grenzwert negative Entscheidung
Bn

3 -0,80381 16,64743
4 -0,76339 7,68627
5 -0,72982 4,67136
6 -0,69962 3,25573
7 -0,67129 2,45431
8 -0,64406 1,94369
9 -0,61750 1,59105

10 -0,59135 1,33295
11 -0,56542 1,13566
12 -0,53960 0,97970

13 -0,51379 0,85307

14 -0,48791 0,74801

15 -0,46191 0,65928

16 -0,43573 0,58321

17 -0,40933 0,51718

18 -0,38266 0,45922
19 -0,35570 0,40788

20 -0,32840 0,36203
21 -0,30072 0,32078
22 -0,27263 0,28343
23 -0,24410 0,24943
24 -0,21509 0,21831
25 -0,18557 0,18970
26 -0,15550 0,16328
27 -0,12483 0,13880
28 -0,09354 0,11603
29 -0,06159 0,09480
30 -0,02892 0,07493
31 0,00449 0,05629
32 0,03876 0,03876
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